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Der Aschersleber Stadtrat hat in seiner
Sitzung am 1. November weit reichende
Beschlüsse zur Zukunft der Aschersleber
Schullandschaft gefasst. 

Nach Auffassung der Verwaltung, müsse die Stadt
kreativ mit den Gegebenheiten umgehen, die die
Schullandschaft in Aschersleben mittelfristig prä-
gen. Dazu zählen das Gymnasium in der  Süd-
stadt, die durch Fördermittel langfristig gebundene
Sekundarschule „Albert Schweitzer“ im Norden
und eine im nächsten Jahr startende Integrierte
Gesamtschule im Bestehornpark. Aus diesem
Grund unterbreitete die Verwaltung den Stadträten
umfangreiche Vorschläge, wie die Schullandschaft
mittel- und langfristig gestaltet werden könnte. 

Ihren Willen,  die Entwicklung der Bil-
dungslandschaft stärker in die eige-
nen Hände zu nehmen, bekräftigten
die Stadträte mit dem Beschluss, die
Trägerschaft der Sekundarschulen zu
übernehmen. Die Räte befürchten,
dass mit dem neuen Landkreis die Ent-
scheidungen von Aschersleben weg-
rücken und Einfluss verloren gehen
könnte.

Außerdem hatte die Verwaltung vor-
geschlagen, die Sekundarschule
Burgschule nach ihrem Zusammen-
schluss mit der Lübenschule in den
Gebäuden des bald leer stehenden

Ascaneums und der
Sekundarschule
„Albert Schweitzer“ zusammen-
zufassen. Damit entstünde im
Norden der Stadt quasi ein Se-
kundarschulzentrum.  Die Zukunft
der Burgschule sieht der Rat je-
doch nicht im Norden der Stadt.
Die Stadträte sprachen sich für ei-
ne Schullandschaft mit der Burg-
schule als Sekundarschule im
Zentrum und der „Albert-Schweit-
zer-Schule“ im Norden aus. 

Mit überwiegender Mehrheit
(drei Nein-Stimmen und zwei Ent-
haltungen) beschlossen die Ab-
geordneten die Schließung der

Grundschule Froser Straße. Die Gründe hierfür lie-
gen in dem hohen Sanierungsaufwand und den
sinkenden Schülerzahlen. Die Entscheidung heute
soll  verhindern, dass die Stadt in eine Schule in-
vestiert, die später geschlossen werden muss. Bis
zum Schuljahr 2008/09 soll das Gebäude noch
Außenstelle der Grundschule Luisenschule bleiben. 

In einem dritten Beschluss sprachen sich die Räte
dafür aus, die Schulbezirke für die Grundschulen
aufzuheben. 
Damit ist nun der Weg frei für mehr Wettbewerb
zwischen den Schulen. Die Stadt erhofft sich von
diesem Schritt eine weitere Profilschärfung der
Grundschulen und eine noch höhere Qualität des
Unterrichts.

Stadtrat stellt Weichen für Veränderung der Schullandschaft in Aschersleben 

AMTSBLATT
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Die Stadt Aschersleben, die Kaufmannsgilde und
der Wochenspiegel-Stammtisch organisieren in
diesem Jahr zum ersten Mal gemeinsam den
Aschersleber Weihnachtsmarkt. 
Das Markttreiben beginnt erstmals schon am 1.
Dezember und dauert über die zwei Weihnachts-
feiertage bis zum 26. Dezember.

In den vergangenen Jahren waren immer wieder
Stimmen laut geworden, der Markt beginne zu
spät oder ende zu früh. „Diesen Wünschen wollen
wir in diesem Jahr entgegenkommen und starten
deshalb eher und hören später auf“, so Martin
Lampadius, Vorsitzender der Aschersleber Kauf-
mannsgilde. 

Nicht nur die Dauer habe sich verändert, so Lam-
padius weiter, auch am Äußeren und am Inhalt
würden die Aschersleber bemerken können, dass
diesmal gebündelte Kräfte am Werke sind. 

Am Eingang zum Markt werden die Aschersleber
und ihre Gäste die Stadtmauer wiedererkennen.
Schüler und Schülerinnen des VHS-Bildungswerks

haben die Türme und Schalen eigens für den
Weihnachtsmarkt nachgebaut. 
Möglich wurde diese neue Dekoration durch die
finanzielle Unterstützung der beiden Wohnungs-
unternehmen „Aschersleber Gebäude- und Woh-
nungsgesellschaft“ und Wohnungsgenossenschaft
„Einigkeit“.   

Die hölzernen
Verkaufsbuden
werden auf-
gelockerter auf
dem Markt ste-
hen als bisher,
so dass auch
noch die Ge-
schäfte rings um
den Platz Anteil
an der Geschäf-
tigkeit nehmen
können. An ei-
nem Verkaufs-
stand werden
sich abwech-
selnd  verschie-
dene Aschersle-
ber Gewerbe-
treibende und
Vereine präsen-
tieren. Hierfür
nimmt die Kauf-
mannsgilde

noch gern An-
meldungen ent-
gegen. 

Vor dem Muse-
um wird eine Ei-
senbahn für Kin-
der zum Mitfah-
ren stehen. Sie
fährt durch ei-
nen Mär-
chenwald und
stimmt so die
Kleinsten auf die
heimliche Weih-
nachtszeit ein.
Zwei weitere
Karussells sor-
gen für noch
mehr Spaß bei
den Jüngsten. 

Natürlich ist
auch der Weih-
nachtsmann da-

bei. Er geht jeden Tag über den Markt und grüßt
die Kinder mit einem lauten „Ho, ho, ho!“

Die Eröffnung am 1. Dezember verbinden die
Händler in diesem Jahr zum ersten Mal mit dem
traditionellen Lichtereinkauf. Höhepunkt wird ein
Feuerwerk sein. 

Für Stadt und Händler ist der diesjährige Weih-
nachtsmarkt ein Novum. „Wir haben viele Über-
raschungen geplant und hoffen, dass die Aschers-
leber den Markt annehmen. Wenn ja, geht es im
nächsten Jahr auf diesem Weg weiter“, so Ord-
nungsamtsleiter Jürgen Grzega. Er ist von Seiten
der Stadt federführend an der Vorbereitung des
Marktes beteiligt. 

Weihnachtsmarkt beginnt in diesem Jahr eher und endet später

Tag der offenen Tür
Der nächste Tag der offenen Tür der Stadt Aschers-
leben findet am Sonntag, 7. Januar statt. 
Es stehen die traditionellen Busrundfahrten auf
dem Programm und im Bestehornhaus erwarten
die großen und kleinen Gäste wieder viel Spaß
und spannende Informationen. 
Das genaue Programm können Sie demnächst der
Tagespresse entnehmen. 

Rock gegen Rechts
Unter dem Motto „Fette Sounds gegen Rechts“ fin-
det am Samstag, den 18.11.2006 ein Jugend-
rockkonzert im Grauen Hof statt.
Dieses Konzert soll präventiv Flagge zeigen ge-
gen rechtsextremistische Keime und jegliche Ge-
walt. Vier couragierte Bands aus Aschersleben
und Dessau rocken von Punk bis Metal den Saal.
Der Einlass erfolgt ab 20.00 Uhr. Konzertbeginn
ist 21.00 Uhr. Veranstalter ist die Stadt Aschersle-
ben, Abteilung Jugend. 

Advent im Hof
Am 1. Dezember-Wochenende lädt das Beste-
hornhaus wieder zu einem bunten Markttreiben
auf dem Hof ein. 
Die Besucher erwartet eine gemütliche Atmos-
phäre, leckere kulinarische Happen und die pas-
sende Musik dazu. Schlendern Sie durch die be-
leuchtete Innenstadt und beenden Sie Ihren Ad-
ventsbummel bei einem heißen Glühwein im Be-
stehornhaus.  
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1. Vorlage IV/0388/06
Schließung der Grundschule Froser Straße

Der Stadtrat der Stadt Aschersleben hat in seiner
Sitzung am 01.11.2006 Folgendes beschlossen:

1. Die Grundschule Froser Straße wird zum En-
de des Schuljahres 2006/07 (31. Juli 2007)
geschlossen.

2. Das Gebäude der Grundschule Froser
Straße wird bis zum Ende des Schuljahres
2008/2009 als Außenstelle der Grund-
schule Luisenschule geführt.

2. Vorlage IV/0390/06
Übernahme der Schulträgerschaft für 
die Sekundarschulen in der Stadt
Aschersleben

Der Stadtrat der Stadt Aschersleben hat in seiner
Sitzung am 01.11.2006 Folgendes beschlossen:

1. Die Stadt Aschersleben beantragt die Über-
nahme der Schulträgerschaft im Gebiet der
Stadt Aschersleben für die Schulform Se-
kundarschule zum 01. August 2007.

2. Zur Erfüllung der sich aus der Übernahme der
Schulträgerschaft ergebenden Verpflichtun-
gen übernimmt die Stadt Aschersleben die
Schulanlagen der Sekundarschule Burgschule
und der Sekundarschule „Albert Schweitzer“.

3. Der Oberbürgermeister wird ermächtigt mit
dem Landkreis die Übernahme zu verhan-
deln.

4. Die abzuschließende Vereinbarung ist dem
Stadtrat zur Genehmigung vorzulegen.

3. Vorlage IV/0338/06
Satzung zur 1. Änderung der
Vergnügungssteuersatzung der Stadt 
Aschersleben

Der Stadtrat der Stadt Aschersleben hat in seiner
Sitzung am 01.11.2006 die Satzung zur 1. Ände-
rung der Vergnügungssteuersatzung der Stadt
Aschersleben beschlossen.

Satzung zur 1. Änderung
der Vergnügungssteuersatzung der
Stadt Aschersleben

Aufgrund der §§ 4, 6 und 44 Abs. 3 Ziffer
1 der Gemeindeordnung für das Land
Sachsen-Anhalt (GO LSA) vom 05. 10.
1993 (GVBl. LSA S. 68) in der zur Zeit gel-
tenden Fassung sowie §§ 2 und 3 Kommu-
nalabgabengesetz (KAG LSA) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 13. 12.
1996 (GVBl. LSA S. 405) in der zurzeit gel-
tenden Fassung hat der Stadtrat der Stadt
Aschersleben in seiner Sitzung am
01.11.2006 folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Änderungen

Die Vergnügungssteuersatzung der Stadt Aschers-
leben vom 09. 11. 2005 wird wie folgt geändert:

1. § 8 Abs. 1 Buchstabe a) erhält folgenden
Wortlaut:
„bei Spielgeräten mit Gewinnmöglichkeiten;
bei Veranstaltungen nach § 2 Nr. 5 Buchsta-
be a 10 vom Hundert des Einspielergebnis-

ses, bei Veranstaltungen nach § 2 Nr. 5 Buch-
stabe b 10 vom Hundert des Einspielergeb-
nisses.

Voraussetzung ist, dass eine ausnahmslose,
manipulations- und revisionssichere Feststel-
lung der Einspielergebnisse nachgewiesen ist.

Das Einspielergebnis ist der Kasseninhalt, d.
h. die eingeworfenen abzüglich der ausge-
worfenen Beträge unter Berücksichtigung der
Röhrendifferenzen, Nachfüllungen und Fehl-
beträge.“

2. § 8 Abs. 1 Buchstabe b) erhält folgenden
Wortlaut:

„bei Spielgeräten mit Gewinnmöglichkeit oh-
ne die Möglichkeit der manipulations- und re-
visionssicheren Feststellung des Einspieler-
gebnisses

in den Fällen des § 2 Nr. Buchstabe a 125
Euro je Gerät
in den Fällen des § 2 Nr. 5 Buchstabe b 40
Euro je Gerät“

3. § 12 Absatz 2 erhält folgenden Wortlaut:

„Für den Betrieb von Geräten im Sinne von §
2 Nr. 5 ist die Steuer am 15. jeden Kalen-
dermonats zu entrichten, wenn es sich um
Geräte nach § 8 Absatz 1 Buchstabe b und
c handelt.“

4. § 12 Absatz 3 erhält folgenden Wortlaut:

„Wird die Steuer nach dem Entgelt oder Ein-
spielergebnis berechnet (§§ 5 und 8 Abs. 1
Buchstabe a), so ist bei der Stadt Aschersle-
ben bis zum 15. Tag nach Ablauf jeden Ka-
lendermonats eine Steuererklärung nach amt-
lich vorgeschriebenem Vordruck (Steuerer-
klärung) einzureichen und die durch den
Steuerschuldner selbst zu errechnende Steu-
er an die Stadt Aschersleben zu entrichten.

Die unbeanstandete Entgegennahme der
Steuererklärung durch die Abteilung Haus-
halt/Steuern der Stadt Aschersleben gilt als
formloser Steuerbescheid.

Entsprechendes gilt, soweit eine abweichen-
de Regelung nach § 14 Absatz 2 letzter Satz
getroffen wird.“

§ 2
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01. 01. 2006
in Kraft.

Aschersleben, den 01.11.2006

Michelmann
Oberbürgermeister Dienstsiegel

5. Vorlage IV/0377/06 
Satzung über die Erhebung von Abgaben
für die zentrale Abwasserbeseitigung
der Stadt Aschersleben
(Abwasserbeitrags- und Gebührensat-
zung)

Auf Grund der §§ 4, 6, 8, 44 Abs. 3 Ziffer
1 und § 91 der Gemeindeordnung für das
Land Sachsen-Anhalt (GO LSA) vom
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05.10.1993 (GVBl. LSA S. 568) in der zur
Zeit geltenden Fassung sowie §§ 2, 5, 6
und 8 Kommunalabgabengesetz (KAG
LSA) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 13. 12. 1996 (GVBl. LSA S. 405) in der
zur Zeit geltenden Fassung hat der Stadt-
rat der Stadt Aschersleben in seiner Sit-
zung am 01. 11. 2006 folgende Satzung
über die Erhebung von Abgaben für die
zentrale Abwasserbeseitigung beschlos-
sen:

Abschnitt I

§ 1
Allgemeines

(1) Die Stadt Aschersleben betreibt die 
Abwasserbeseitigung nach Maßgabe der
Abwasserbeseitigungssatzung der Stadt
Aschersleben als rechtlich jeweils selbständi-
ge öffentliche Einrichtung zur zentralen

a) Schmutzwasserbeseitigung;
b) Niederschlagswasserbeseitigung.

(2) Die Stadt erhebt nach Maßgabe dieser Sat-
zung

a) Beiträge zur Deckung des Aufwandes für
die zentralen öffentlichen Abwasseranla-
gen (Abwasserbeiträge);

b) Kostenerstattungen für Grundstücksan-
schlüsse (Aufwendungsersatz);

c) Benutzungsgebühren für die Inan-
spruchnahme der zentralen öffentlichen
Abwasseranlagen (Abwassergebühren).

(3) Grundstücksanschluss i. S. d. Abs. 2 Buchst.
a) und b) ist der Kanal vom öffentlichen
Straßenkanal (Sammler) bis einschließlich
des Revisionsschachtes/der Reinigungs- bzw.
Prüföffnung auf dem zu entwässernden
Grundstück.

Sollte ein Revisionsschacht/eine Reinigungs-
bzw. Prüföffnung auf dem zu entwässernden
Grundstück aus technischen oder sonstigen
wichtigen Gründen nicht möglich sein, um-
fasst der Grundstücksanschluss den An-
schlusskanal vom Sammler bis zur Grund-
stücksgrenze.

Abschnitt II
Abwasserbeitrag

§ 2
Grundsatz

(1) Die Stadt erhebt, soweit der Aufwand für die
Abwasserbeseitigung nicht durch Zuschüsse,
Abwassergebühren oder auf andere Weise
gedeckt wird, von den Beitragspflichtigen für
die Herstellung und Anschaffung der zentra-
len öffentlichen Abwasseranlagen Abwas-
serbeiträge zur Abgeltung der durch die In-
anspruchnahme oder die Möglichkeit der In-
anspruchnahme erwachsenden Vorteile.

Dabei wird unterschieden nach Anschlüssen
an die Einrichtungen der Schmutzwasser- und
der Niederschlagswasserbeseitigung im
Mischverfahren sowie im Trennverfahren.

(2) Die Kosten für die Grundstücksentwässe-
rungsanlage auf dem Grundstück des An-

schlussnehmers sind von diesem selbst zu tra-
gen.

(3) Die Erhebung von Beiträgen für Erweiterung,
Verbesserung und Erneuerung der zentralen
öffentlichen Abwasseranlagen wird in einer
besonderen Satzung geregelt.

§ 3
Gegenstand der Beitragspflicht

(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke,
die an die zentralen öffentlichen Abwasser-
anlagen angeschlossen werden können und
für die

a) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung
festgesetzt ist, sobald sie bebaut oder ge-
werblich genutzt werden dürfen,

b) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung
nicht festgesetzt ist, wenn sie nach der Ver-
kehrsauffassung Bauland sind und nach
der geordneten baulichen Entwicklung in
der Stadt zur Bebauung oder gewerbli-
chen Nutzung anstehen.

(2) Wird ein Grundstück an die zentrale öffent-
liche Abwasseranlage tatsächlich ange-
schlossen, so unterliegt es der Beitragspflicht
auch dann, wenn die Voraussetzungen des
Abs. 1 nicht erfüllt sind.

(3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist
grundsätzlich das Grundstück im bürgerlich-
rechtlichen Sinne. Ist ein vermessenes und im
Bestandsverzeichnis des Grundbuchs einge-
tragenes bürgerlich-rechtliches Grundstück
nicht vorhanden, so gilt die von dem Bei-
tragspflichtigen zusammenhängend genutzte
Fläche als Grundstück. Der Beitragspflichtige
ist in diesem Fall verpflichtet, die Grund-
stücksgröße nachprüfbar, insbesondere
durch amtlich beglaubigte Dokumente, nach-
zuweisen.

§ 4
Beitragsmaßstab für die 

Schmutzwasserbeseitigung

(1) Maßstab für die Berechnung der Abwasser-
beiträge für die Schmutzwasserbeseitigung
ist  die Grundstücksfläche unter Berücksich-
tigung des Maßes der rechtlich zulässigen
Nutzung mit Zuschlägen für Vollgeschosse.

Bei der Ermittlung des nutzungsbezogenen
Flächenbeitrages werden für das erste Voll-
geschoss 100 % und für jedes weitere Voll-
geschoss 60 % der Grundstücksfläche in An-
satz gebracht.

Als Vollgeschoss gelten alle Geschosse, de-
ren Deckenoberfläche im Mittel mehr als
1,60 m über die Geländeoberfläche hinaus-
ragt, und die über mindestens zwei Drittel ih-
rer Grundfläche eine lichte Höhe von minde-
stens 2,30 m haben; Zwischendecken oder
Zwischenböden, die unbegehbare Hohlräu-
me von einem Geschoss abtrennen, bleiben
hierbei unberücksichtigt. Ist im Einzelfall eine
Geschosszahl wegen der Besonderheiten
des Bauwerkes nicht feststellbar, werden bei
industriell oder gewerblich genutzten Grund-
stücken und Grundstücken, die in sonstigen
Sondergebieten (§ 11 BauNVO) liegen und
entsprechend genutzt werden, je angefan-
gene 3,50 m und bei allen in anderer Weise

genutzten Grundstücken je angefangene
2,30 m Höhe des Bauwerkes als ein Vollge-
schoss gerechnet.

(2) Als Grundstücksfläche nach Abs. (1) gilt:

1.) bei Grundstücken, die im Bereich eines
Bebauungsplanes liegen, die gesamte
Fläche, wenn für das Grundstück im Be-
bauungsplan bauliche oder gewerbliche
Nutzung festgesetzt ist,

2.) bei Grundstücken, die über die Grenzen
des Bebauungsplanes hinausreichen, die
Fläche im Bereich des Bebauungsplanes,
wenn für diese darin bauliche oder ge-
werbliche Nutzung festgesetzt ist,

3.) bei Grundstücken, die im Bereich einer
Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen
und bei Grundstücken, die über die Gren-
zen einer solchen Satzung hinausreichen,
die Fläche im Satzungsbereich,

4.) bei Grundstücken, für die kein Bebau-
ungsplan und keine Satzung nach § 34
Ab. 4 BauGB besteht, die jedoch inner-
halb eines im Zusammenhang bebauten
Ortsteiles liegen (§ 34 BauGB), die Ge-
samtfläche des Grundstücks, 

5.) bei Grundstücken, die an der Grenze zwi-
schen Innen- und Außenbereich liegen,
und bei denen die Innen-/Außenbe-
reichsgrenze durch Satzung nach § 34
Abs. 4 BauGB nicht exakt festgelegt ist,
die Fläche zwischen der jeweiligen
Straßengrenze und einer Linie, die in ei-
nem gleichmäßigen Abstand von 50 m
dazu verläuft; bei Grundstücken, die nicht
an einer Straße angrenzen oder nur
durch einen zum Grundstück gehörenden
Weg mit ihr verbunden sind, die Fläche
zwischen der der Straße zugewandten
Grundstücksseite und einer Linie, die im
gleichmäßigen Abstand von 50 m dazu
verläuft;

6.) bei Grundstücken, die über die sich nach
den Ziffern 2.) oder 5.) ergebenden
Grenzen hinaus bebaut oder gewerblich
genutzt sind, die Fläche zwischen der je-
weiligen Straßengrenze bzw. im Falle von
Ziffer 5.) der der Straße zugewandten
Grundstücksseite und einer Linie hierzu,
die in dem gleichmäßigen Abstand ver-
läuft, der der übergreifenden Bebauung
oder gewerblichen Nutzung entspricht,

7.) bei Grundstücken, für die durch Bebau-
ungsplan oder Satzung nach § 34 Abs. 4
BauGB eine sonstige Nutzung ohne oder
mit nur untergeordneter Bebauung festge-
setzt ist oder die innerhalb eines im Zu-
sammenhang bebauten Ortsteils (§ 34
BauGB) tatsächlich so genutzt werden (z.
B. Schwimmbäder, Camping- und Fest-
plätze, Kleingärten - nicht aber Flächen für
die Landwirtschaft oder Friedhöfe), 65 v.
H. der Grundstücksfläche,

8.) bei Grundstücken, für die im Bebauungs-
plan die Nutzung als Sportplatz oder als
Friedhof festgesetzt ist oder die innerhalb
eines im Zusammenhang bebauten Orts-
teiles (§ 34 BauGB) tatsächlich so ge-
nutzt werden sowie bei Grundstücken, für
die durch Bebauungsplan oder Satzung
nach § 34 Abs. 4 BauGB die Nutzung als
Fläche für die Landwirtschaft festgesetzt
ist, die Grundfläche der an die Abwas-
seranlage angeschlossenen Baulichkei-
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ten geteilt durch die Grundflächenzahl
0,2. Die so ermittelte Fläche wird diesen
Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass
ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand
von den Außenwänden der Baulichkeiten
verlaufen, wobei bei einer Überschrei-
tung der Grundstücksgrenze durch diese
Zuordnung eine gleichmäßige Flächener-
gänzung auf dem Grundstück erfolgt.

9.) bei bebauten Grundstücken im Außenbe-
reich (§ 35 BauGB) die Grundfläche der
an die Abwasseranlage angeschlossenen
Baulichkeiten geteilt durch die Grund-
flächenzahl 0,2. Die so ermittelte Fläche
wird diesen Baulichkeiten dergestalt zu-
geordnet, dass ihre Grenzen jeweils im
gleichen Abstand von den Außenwänden
der Baulichkeiten verlaufen, wobei bei ei-
ner Überschreitung der Grundstücksgren-
ze durch diese Zuordnung eine gleich-
mäßige Flächenergänzung auf dem
Grundstück erfolgt.

(3) Grundflächen von Gebäuden oder selbstän-
digen Gebäudeteilen, die nach der Art ihrer
Nutzung keinen Bedarf nach Anschluss an
die zentrale öffentliche Abwasseranlage aus-
lösen oder nicht angeschlossen werden dür-
fen, rechnen nicht zur Grundstücksfläche.
Dies gilt nicht für Grundflächen von Gebäu-
den und Gebäudeteilen, die tatsächlich an-
geschlossen sind.

(4) Als Zahl der Vollgeschosse nach Absatz (1)
gilt
1.) bei Grundstücken, die im Geltungsbe-

reich eines Bebauungsplanes liegen, die
darin festgesetzte höchstzulässige Zahl
der Vollgeschosse,

2.) bei Grundstücken, für die im Bebauungs-
plan statt der Zahl der Vollgeschosse die
Höhe der baulichen Anlagen festgesetzt
ist, in Gewerbe-, Industrie- und Sonderge-
bieten i. S. v. § 11 Abs. 3 BauNVO die
durch 3,5 und in allen anderen Bauge-
bieten die durch 2,3 geteilte höchstzuläs-
sige Gebäudehöhe auf ganze Zahlen
aufgerundet,

3.) bei Grundstücken, für die im Bebauungs-
plan weder die Zahl der Vollgeschosse,
noch die Höhe der baulichen Anlagen,
sondern nur eine Baumassenzahl festge-
setzt ist, die durch 3,5 geteilte höchst-
zulässige Baumassenzahl auf ganze Zah-
len aufgerundet,

4.) bei Grundstücken, auf denen nur Gara-
gen oder Stellplätze errichtet werden dür-
fen, die Zahl von einem Vollgeschoss je
Nutzungsebene,

5.) die Zahl der tatsächlichen Vollgeschosse,
wenn aufgrund von Ausnahmen oder Be-
freiungen die Zahl der Vollgeschosse nach
Ziffer 1.), 2.) oder 3.) überschritten wird,

6.) soweit kein Bebauungsplan besteht oder
in dem Bebauungsplan weder die Zahl
der Vollgeschosse noch die Baumassen-
zahl bestimmt ist,
a) bei bebauten Grundstücken die Zahl

der tatsächlich vorhandenen Vollge-
schosse,

b) bei unbebauten Grundstücken die Zahl
der in der näheren Umgebung über-
wiegend vorhandenen Vollgeschosse,

7.) bei Grundstücken, die mit einem Kirchen-
gebäude bebaut sind, die Zahl von einem
Vollgeschoss,

8.) bei Grundstücken, für die im Bebau-
ungsplan eine sonstige Nutzung ohne
oder mit nur untergeordneter Bedeu-
tung festgesetzt ist oder die außerhalb
von Bebauungsplangebieten tatsäch-
lich so genutzt werden (z. B. Sport- und
Campingplätze, Schwimmbäder, Fried-
höfe), die Zahl von einem Vollgeschoss.

§ 5
Beitragsmaßstab für die 

Niederschlagswasserbeseitigung

(1) Der Abwasserbeitrag für die Niederschlags-
wasserbeseitigung wird unter Berücksichti-
gung der folgenden Absätze als nutzungs-
bezogener Flächenbeitrag erhoben. 

(2) Bei der Ermittlung des nutzungsbezogenen
Flächenbeitrages wird die Grundstücksfläche
mit der Grundflächenzahl vervielfacht.

(3) Die Grundstücksfläche ist nach § 4 Abs. 2 zu
ermitteln.

(4) Als Grundflächenzahl nach Absatz 2 gelten:
1. soweit ein Bebauungsplan besteht, die

darin festgesetzte höchstzulässige Grund-
flächenzahl,

2. soweit kein Bebauungsplan besteht oder
in einem Bebauungsplan eine Grund-
flächenzahl nicht bestimmt ist, die folgen-
den Werte:

a) Kleinsiedlungs-, Wochenendhaus- und
Campingplatzgebiete 0,2

b) Wohn-, Dorf-, Misch- und Ferienhausge-
biete 0,4

c) Gewerbe-, Industrie- und Sondergebiete
im Sinne von § 11 BauNVO 0,8

d) Kerngebiete 1,0
3. für Sport- und Festplätze 0,5
4. für selbständige Garagen und Einstell-

platzgrundstücke 1,0
5. für Grundstücke im Außenbereich (§ 35

BauGB) sowie bei Friedhofsgrundstücken
und Schwimmbädern 0,2
Die Gebietseinordnung gemäß Ziffer 2
richtet sich für Grundstücke, die

a) im Geltungsbereich eines Bebauungspla-
nes liegen, nach den Festsetzungen im Be-
bauungsplan,

b) innerhalb eines im Zusammenhang be-
bauten Ortsteiles liegen (§ 34 BauGB),
nach der vorhandenen Bebauung in der
näheren Umgebung.

§ 6
Beitragssatz

(1) Der Beitragssatz für die Herstellung der zen-
tralen öffentlichen Abwasserbeseitigungsan-
lage beträgt bei der 

a) Schmutzwasserbeseitigung 1,27 Euro;
b) Niederschlagswasserbeseitigung 

4,71 Euro
je m2 beitragspflichtiger Fläche.

§ 7
Beitragspflichtige

(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Be-
kanntgabe des Beitragsbescheides Eigentü-
mer des Grundstückes ist. Ist das Grundstück
mit einem Erbbaurecht belastet, so ist an Stel-
le des Eigentümers der Erbbauberechtigte
beitragspflichtig. 

(2) Ist das Grundstück mit einem dinglichen Nut-
zungsrecht nach Art. 233 § 4 des Ein-
führungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetz-
buch i. d. F. v. 20. 12. 1999 (BGBl. I S. 2493)
in der jeweils geltenden Fassung belastet, so
ist an Stelle des Eigentümers der Inhaber die-
ses Rechtes beitragspflichtig. 

(3) Mehrere Beitragspflichtige haften als Ge-
samtschuldner, bei Wohnungs- und Teilei-
gentum sind die einzelnen Wohnungs- und
Teileigentümer nur entsprechend ihrem Mit-
eigentumsanteil beitragspflichtig.

(4) Für Grundstücke und Gebäude, die im
Grundbuch noch als Eigentum des Volkes ein-
getragen sind, tritt an die Stelle des Eigentü-
mers der Verfügungsberechtigte i. S. v. § 8
Abs. 1 des Vermögenszuordnungsgesetzes i.
d. F. v. 29. März 1994 (BGBl. I S. 709) in der
jeweils geltenden Fassung.

(5) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem
Grundstück, bei Bestehen eines Erbbaurechts
oder bei Wohn- oder Teileigentum auf die-
sem.

§ 8
Entstehung, Veranlagung und Fälligkeit

des Beitrags

(1) Die Beitragspflicht entsteht, sobald das
Grundstück an die zentrale öffentliche Ab-
wasseranlage angeschlossen werden kann.

(2) Im Falle des § 3 Abs. 2 entsteht die Beitrags-
pflicht mit dem Anschluss, frühestens jedoch
mit der Genehmigung des Anschlusses.

(3) Ändern sich die für die Beitragsbemessung
maßgeblichen Umstände nachträglich und
erhöht sich dadurch der Vorteil, so entsteht
ein zusätzlicher Beitrag.

(4) Der Beitrag wird durch Bescheid festgesetzt
und einen Monat nach der Bekanntgabe des
Bescheides fällig.

(5) Der Beitragsbescheid enthält mindestens:
a) die Bezeichnung des Beitrages,
b) den Namen des Beitragsschuldners,
c) die Bezeichnung des Grundstückes,
d) den zu zahlenden Betrag,
e) die Berechnung des zu zahlenden Betra-

ges unter Mitteilung der beitragsfähigen
Kosten und der Berechnungsgrundlagen
nach dieser Satzung,

f) die Festsetzung des Fälligkeitstermins,
g) die Eröffnung, dass der Beitrag als öffent-

liche Last auf dem Grundstück ruht,
h) den Hinweis auf die Möglichkeit, Stun-

dung oder Erlass zu beantragen (§ 13 a
Abs. 1 Satz 3 KAG LSA i. V. m. § 11 Abs.
2 der Satzung) sowie

i) eine Rechtsbehelfsbelehrung.

§ 9
Vorausleistungen

Auf die künftige Beitragsschuld können angemes-
sene Vorausleistungen verlangt werden, sobald
mit der Durchführung der Maßnahme begonnen
worden ist. Die Vorausleistung ist mit der endgülti-
gen Beitragsschuld zu verrechnen, auch wenn der
Vorausleistende nicht beitragspflichtig ist.

§ 10
Ablösung

In Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht
entstanden ist, kann die Ablösung des Beitrages im

AB_ASL_100_2006  21.11.2006  6:39 Uhr  Seite 8



9

Ganzen durch Vertrag vereinbart werden. Die
Höhe des Ablösungsbeitrages ist nach Maßgabe
des in §§ 4 und 5 bestimmten Beitragsmaßstabes
und des in § 6 festgelegten Beitragssatzes zu er-
mitteln.

Durch Zahlung des Ablösungsbetrages ist die Bei-
tragspflicht endgültig abgegolten. 
Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht.

§ 11
Billigkeitsregelungen

(1) Bei der Erhebung der Abwasserbeiträge für
Anlagen der Schmutzwasser- oder Nieder-
schlagswasserbeseitigung werden über-
große Grundstücke, die nach der tatsächli-
chen Nutzung vorwiegend Wohnzwecken
dienen oder dienen werden, nach Maßgabe
der folgenden Sätze nur begrenzt herange-
zogen. Als übergroß gelten solche Wohn-
grundstücke, die 30 v. H. oder mehr über der
Durchschnittsgröße im Stadtgebiet liegen.
Die Durchschnittsgröße der Wohngrund-
stücke im vom Geltungsbereich dieser Sat-
zung umfassten Stadtgebiet von Aschersle-
ben beträgt 1.082 m2. Bei übergroßen
Grundstücken wird eine Fläche von 1.406 m2

in vollem Umfange, die darüber hinaus ge-
hende Grundstücksfläche lediglich zur Hälf-
te herangezogen.

(2) Ansprüche aus dem Beitragsschuldverhältnis
können ganz oder teilweise gestundet wer-
den, wenn die Einziehung bei Fälligkeit eine
erhebliche Härte für den Schuldner bedeuten
würde und der Anspruch durch die Stundung
nicht gefährdet erscheint. 

Ist deren Einziehung nach Lage des Einzel-
falles unbillig, können sie ganz oder zum Teil
erlassen werden. Für die Verwirklichung, die
Fälligkeit und das Erlöschen von Ansprüchen
aus dem Beitragsschuldverhältnis gelten die
§§ 218 bis 223, 224 Abs. 1 und 2, §§ 225,
226, 227 Abs. 1 und §§ 228 bis 232 der
Abgabenordnung in der jeweils geltenden
Fassung entsprechend.

(3) Werden Grundstücke landwirtschaftlich i. S.
d. § 201 des Baugesetzbuches oder als Wald
genutzt, ist der Beitrag so lange zinslos zu
stunden, wie das Grundstück zur Erhaltung
der Wirtschaftlichkeit des landwirtschaftli-
chen Betriebes genutzt werden muss. Satz 1
gilt auch für die Fälle der Nutzungsüberlas-
sung und Betriebsübergabe an Familienan-
gehörige i. S. d. § 15 der Abgabenordnung.
Bei bebauten und tatsächlich angeschlosse-
nen Grundstücken und Teilflächen eines
Grundstückes i. S. v. Satz 1 gilt dies nur, wenn
a) die Bebauung ausschließlich der land-

wirtschaftlichen Nutzung dient und
b) die öffentliche Einrichtung nicht in An-

spruch genommen wird. Eine Entsorgung
von Niederschlagswasser in durchschnitt-
lich unbedeutender Menge bleibt un-
berücksichtigt.

(4) Der Beitrag ist auch zinslos zu stunden, so lange
a) Grundstücke als Kleingärten i. S. d. Bun-

deskleingartengesetzes vom 28. Februar
1993 (BGBl. I S. 210) in der jeweils gel-
tenden Fassung genutzt werden oder

b) Grundstücke oder Teile von Grund-
stücken aus Gründen des Naturschutzes
mit einer Veränderungssperre belegt sind.

(5) Die Stadt kann zur Vermeidung sozialer Här-
ten im Einzelfall zulassen, dass der Abwas-
serbeitrag in Form einer Rente gezahlt wird.

Abschnitt III
Erstattung der Kosten für Grundstück-
sanschlüsse

§ 12
Entstehen des Erstattungsanspruchs

Die Aufwendungen für die Herstellung, die Er-
neuerung, Veränderung und Beseitigung sowie
die Kosten für die Unterhaltung der Grundstück-
sanschlüsse an die zentrale öffentliche Abwasser-
anlage werden in der tatsächlich entstandenen
Höhe abgerechnet. 

Der Erstattungsanspruch entsteht mit der Beendi-
gung der Maßnahme. §§ 7, 8 Abs. 5 sowie § 9
gelten entsprechend.

Abschnitt IV
Abwassergebühr

§ 13
Grundsatz

Für die Inanspruchnahme der zentralen öffent-
lichen Abwasseranlagen werden Abwasserge-
bühren für die Beseitigung 

a) des Schmutzwassers und/oder
b) des Niederschlagswassers

für die Grundstücke erhoben, die an die öffent-
liche Abwasseranlage angeschlossen sind oder in
diese entwässern.

§ 14
Gebührenmaßstab für die 

Schmutzwasserbeseitigung

(1) Die Abwassergebühr für die Schmutzwasser-
beseitigung wird nach der Abwassermenge
bemessen, die in die öffentliche Abwasser-
anlage gelangt. Berechnungseinheit für die
Gebühr ist 1 m3 Abwasser.

(2) Als in die öffentliche Abwasseranlage ge-
langt gelten
a) die dem Grundstück im jeweiligen Erhe-

bungszeitraum aus öffentlichen oder pri-
vaten Wasserversorgungsanlagen zuge-
führte und durch Wasserzähler ermittelte
Wassermenge,

b) die auf dem Grundstück gewonnene oder
dem Grundstück sonst zugeführte Was-
ser- menge: Wassermengen, die nach der
Befreiung vom Anschluss- und Benut-
zungszwang aus eigenen Wasserversor-
gungsanlagen nur für die Bewässerung
des Grundstücks entnommen wurden,
bleiben außer Betracht.

c) die tatsächlich eingeleitete Abwasser-
menge bei Bestehen einer Abwassermes-
seinrichtung.

(3) Hat ein Wasserzähler oder eine Abwasser-
messeinrichtung nicht richtig oder überhaupt
nicht angezeigt, so wird die Wassermenge
bzw. Abwassermenge von der Stadt unter
Zugrundelegung des Verbrauchs bzw. der
Einleitungsmenge des Vorjahres und unter
Berücksichtigung der begründeten Angaben
des Gebührenpflichtigen geschätzt.

(4) Die Wassermengen nach Abs. 2 Buchstabe

b hat der Gebührenpflichtige auf seine Ko-
sten der Stadt innerhalb von zwei Monaten
nach Ablauf des jeweiligen Kalenderjahres
anzuzeigen, sofern die Wasserzähler nicht
zusammen mit einem Beauftragten der Stadt
abgelesen wurden.

Sie sind durch Wasserzähler nachzuweisen,
die der Gebührenpflichtige auf seine Kosten
einbauen muss. Die Wasserzähler müssen
den Bestimmungen des Eichgesetzes ent-
sprechen.

Wenn die Stadt auf solche Messeinrichtun-
gen verzichtet, kann sie als Nachweis für die
Wassermengen prüfbare Unterlagen verlan-
gen. Sie ist berechtigt, die Wassermengen zu
schätzen, wenn diese auf andere Weise nicht
ermittelt werden können.

(5) Wassermengen, die nachweislich nicht in die
öffentliche Abwasseranlage gelangt sind,
werden auf Antrag abgesetzt. Der Antrag ist
innerhalb von zwei Monaten nach Ablauf
des jeweiligen Kalenderjahres bei der Stadt
einzureichen. Der Nachweis, dass bestimmte
Wassermengen nicht der öffentlichen Ab-
wasseranlage zugeführt wurden, ist
grundsätzlich durch besondere Messeinrich-
tungen zu führen, die der Gebührenpflichtige
auf seine Kosten einzubauen hat. Wenn die
Stadt auf solche Messeinrichtungen verzich-
tet, kann sie als Nachweis für die Wasser-
mengen prüfbare Unterlagen verlangen. Sie
ist berechtigt, die Wassermengen zu schät-
zen, wenn diese auf andere Weise nicht er-
mittelt werden können.

Sofern der Nachweis nicht durch besondere
Wassermesser geführt werden kann, kann
die Stadt nach Anhörung des Antragstellers
auf dessen Kosten Gutachten anfordern.

Zuviel erhobene Gebühren sind zu verrech-
nen oder zu erstatten.

§ 15
Gebührenmaßstab für die Nieder-

schlagswasserbeseitigung

(1) Die Abwassergebühr für die Niederschlags-
wasserbeseitigung wird nach der überbauten
und/oder befestigten Grundstücksfläche (z.
B. Betondecken, bituminöse Decken, Pflaste-
rungen und Plattenbeläge) bemessen, von
der aus Niederschlagswasser in die öffentli-
che Abwasseranlage geleitet wird.

Je 5 m2 überbaute oder befestigte Fläche sind
eine Berechnungseinheit. Flächen werden je-
weils auf volle 5 m2 abgerundet.

(2) Der Gebührenpflichtige hat der Stadt auf Auf-
forderung binnen eines Monats die erforder-
lichen Berechnungsgrundlagen mitzuteilen.

Maßgebend für die Gebührenerhebung sind
die am 01. 01. eines jeden Erhebungszeit-
raumes bestehenden Verhältnisse.

Entsteht die Gebührenpflicht erstmals im Lau-
fe eines Erhebungszeitraumes, gelten die Ver-
hältnisse zu diesem Zeitpunkt.

Gebührenerhebliche Änderungen des Um-
fangs der überbauten und befestigten Grund-
stücksfläche hat der Gebührenpflichtige der
Stadt unaufgefordert schriftlich binnen eines
Monats nach Fertigstellung mitzuteilen.
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Änderungen werden frühestens ab Beginn
des auf die Mitteilung der Änderung folgen-
den Monats wirksam.

(3) Kommt der Gebührenpflichtige seiner Mittei-
lungspflicht nach Absatz 2 nicht fristgemäß
nach, so kann die Stadt die Berechnungsda-
ten schätzen.

§ 16
Gebührensätze

Die Abwassergebühr beträgt bei der

a) Schmutzwasserbeseitigung 2,87 Euro
je eingeleitetem m3 Schmutzwasser

b) Niederschlagswasserbeseitigung 2,30 Euro
je volle 5 m2 überbauter oder befestigter
Grundstücksfläche.

§ 17
Gebührenpflichtige    

(1) Gebührenpflichtig ist derjenige, der die mit
der öffentlichen Abwasseranlage gebotene
Leistung in Anspruch nimmt. Daneben ist auch
derjenige gebührenpflichtig, der zum Zeit-
punkt der Bekanntgabe des Gebührenbe-
scheides Eigentümer des Grundstückes, bei
Wohnungs- oder Teileigentum derjenige, der
Wohnungs- oder Teileigentümer ist. Ist das
Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet,
so ist anstelle des Eigentümers der Erbbau-
berechtigte gebührenpflichtig. Ist das Grund-
stück mit einem dinglichen Nutzungsrecht
nach Art. 233 § 4 des Einführungsgesetzes
zum Bürgerlichen Gesetzbuch i. d. F. v. 20.
12. 1999 (BGBl. I S. 2493), in der jeweils
geltenden Fassung, belastet, so ist anstelle
des Eigentümers der Inhaber dieses Rechts
gebührenpflichtig. 

Mehrere Gebührenpflichtige haften als Ge-
samtschuldner, bei Wohnungs- und Teilei-
gentum sind die einzelnen Wohnungs- und
Teileigentümer nur entsprechend ihrem Mit-
eigentumsanteil gebührenpflichtig.

(2) Für Grundstücke und Gebäude, die im
Grundbuch noch als Eigentum des Volkes ein-
getragen sind, tritt an die Stelle des Eigentü-
mers der Verfügungsberechtigte i. S. v. § 8
Abs. 1 des Vermögenszuordnungsgesetzes i.
d. F. v. 29. März 1994 (BGBl. I S. 709) in der
jeweils geltenden Fassung.

(3) Beim Wechsel des Gebührenpflichtigen geht
die Gebührenpflicht mit erfolgter Schlussab-
lesung auf den neuen Gebührenpflichtigen
über. Die Mitteilung über eine Änderung in
der Gebührenpflicht ist von bisherigen Ge-
bührenpflichtigen rechtzeitig unter Beach-
tung des § 22 zu veranlassen. Wenn der bis-
herige Gebührenpflichtige die Mitteilung
hierüber versäumt, so haftet er für die Ge-
bühren, die für den Zeitraum bis zum Eingang
der Mitteilung bei der Stadt anfallen, neben
dem neuen Gebührenpflichtigen.

§ 18
Entstehung und Beendigung der 

Gebührenpflicht

Die Gebührenpflicht entsteht, sobald das Grund-
stück an die zentrale öffentliche Abwasseranlage
angeschlossen ist und/oder der zentralen öffentli-
chen Abwasseranlage von dem Grundstück Ab-

wasser zugeführt wird. Sie erlischt, sobald der
Grundstücksanschluss beseitigt oder die Zu-
führung von Abwasser beendet wird.

§ 19
Erhebungszeitraum

(1) Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr.
(2) Soweit die Gebühr nach den durch Wasser-

messer ermittelten Wassermengen erhoben
wird (§ 14 Abs. 2  Buchst. a), gilt als Berech-
nungsgrundlage für den Erhebungszeitraum
der Wasserverbrauch der Ableseperiode, die
dem Erhebungszeitraum vorausgeht. Entsteht
die Gebührenpflicht erstmals im Laufe des Ka-
lenderjahres, so gilt der Zeitraum von der Ent-
stehung der Gebührenpflicht bis zum Ablauf
der Ableseperiode als Erhebungszeitraum.
Endet die Gebührenpflicht im Laufe des Ka-
lenderjahres, so gilt der Zeitraum vom Beginn
der Ableseperiode bis zur Beendigung der
Gebührenpflicht als Erhebungszeitraum.

(3) Bei Gebührenerhöhungen und bei Ge-
bührensenkungen wird der erhöhte bzw. er-
mäßigte Gebührensatz zeitanteilig nach Ta-
gen berechnet. Grundlage der Berechnung
ist in den Fällen des § 14 der durchschnittli-
che Wasserverbrauch je Tag bezogen auf
die Ableseperiode.

§ 20
Veranlagung und Fälligkeit

(1) Auf die nach Ablauf des Erhebungszeitrau-
mes festzusetzende Gebühr für die Schmutz-
wasser- sowie die Niederschlagswasserbe-
seitigung sind jeweils am 15.01., 15.02.,
15.03., 15.04., 15.05., 15.06., 15.07.,
15.08., 15.09., 15.10., 15.11. und 15.12. des
laufenden Jahres Abschlagszahlungen zu lei-
sten. Die Höhe der Abschlagszahlungen wird
durch Bescheid nach den Berechnungsdaten
des Vorjahres festgesetzt.

(2) Entsteht die Gebührenpflicht erstmalig im Lau-
fe eines Kalenderjahres, so wird der Ab-
schlagszahlung beim Schmutzwasser dieje-
nige Abwassermenge zugrunde gelegt, die
dem tatsächlichen Wasserverbrauch des er-
sten Monats entspricht. Diesen Verbrauch
des ersten Monats hat der Gebührenpflichti-
ge der Stadt auf deren Anforderung unver-
züglich mitzuteilen. Kommt der Gebührenpf-
lichtige der Aufforderung nicht nach, so kann
die Stadt den Verbrauch schätzen.

Beim Niederschlagswasser ist von den
Grundstücksverhältnissen im Zeitpunkt des
Entstehens der Gebührenpflicht auszugehen.

(3) Die Abwassergebühren und die Abschlags-
zahlungen werden im Namen und auf Rech-
nung der Stadt Aschersleben vom Eigenbetrieb
Abwasserentsorgung der Stadt Aschersleben
berechnet und eingezogen. Der Eigenbetrieb
Abwasserentsorgung der Stadt Aschersleben
ermittelt zudem die Berechnungsgrundlagen
und erteilt die Gebührenbescheide.

(4) Die Abwassergebühr wird durch Bescheid
festgesetzt und einen Monat nach der Be-
kanntgabe des Bescheides fällig, sofern im
Bescheid nicht ein anderer Fälligkeitstermin
festgelegt ist.

Das gleiche gilt für die Erhebung der Ab-
schlagszahlungen.

§ 21
Billigkeitsregelungen

Ansprüche aus dem Gebührenschuldverhältnis
können ganz oder teilweise gestundet werden,
wenn die Einziehung bei Fälligkeit eine erhebliche
Härte für den Schuldner bedeuten würde und der
Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet er-
scheint. Ist deren Einziehung nach Lage des Ein-
zelfalls unbillig, können sie ganz oder teilweise er-
lassen werden. Für die Verwirklichung, die Fällig-
keit und das Erlöschen von Ansprüchen aus dem
Gebührenschuldverhältnis gelten die §§ 218 bis
223, 224 Abs. 1 und 2, §§ 225, 226, 227 Abs.
1, §§ 228 bis 232, der Abgabenordnung in der
jeweils geltenden Fassung entsprechend.

Abschnitt V
Gemeinsame Vorschriften

§ 22
Auskunftspflicht/Anzeige- und 

Duldungspflicht

(1) Die Abgabenpflichtigen und ihre Vertreter
haben der Stadt oder dem von ihr beauf-
tragten Eigenbetrieb Abwasserentsorgung
der Stadt Aschersleben jede Auskunft zu er-
teilen, die für die Festsetzung und Erhebung
der Abgaben nach dieser Satzung erforder-
lich ist.

(2) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am
Grundstück ist der Stadt bzw. dem von ihr be-
auftragten Eigenbetrieb Abwasserentsor-
gung der Stadt Aschersleben sowohl vom
Veräußerer als auch vom Erwerber innerhalb
eines Monats schriftlich anzuzeigen.

(3) Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhan-
den, die die Berechnung der Abgaben be-
einflussen (z. B. grundstückseigene Brunnen,
Wasserzuführungen, Wasser- oder Abwas-
sermesseinrichtungen), so hat der Abgaben-
pflichtige dies unverzüglich der Stadt oder
dem von ihr beauftragten Eigenbetrieb Ab-
wasserentsorgung der Stadt Aschersleben
schriftlich anzuzeigen. Dieselbe Verpflich-
tung besteht für ihn, wenn solche Anlagen
neu geschaffen, geändert oder beseitigt wer-
den.

(4) Die Stadt oder der von ihr beauftragte Ei-
genbetrieb Abwasserentsorgung der Stadt
Aschersleben dürfen nach Maßgabe der Ab-
gabenordnung Grundstücke betreten, um Be-
messungsgrundlagen für die Abgabenerhe-
bung festzustellen oder zu überprüfen; die
Abgabenpflichtigen haben dies zu ermögli-
chen und im erforderlichen Umfange zu hel-
fen.

§ 23
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 16 Abs. 2
KAG-LSA handelt, wer vorsätzlich oder leicht-
fertig 
1. entgegen § 14 Abs. 4 der Stadt die Was-

sermengen nicht innerhalb von zwei Mo-
naten nach Ablauf des jeweiligen Kalen-
derjahres anzeigt;

2. entgegen § 15 Abs. 2 der Stadt nicht bin-
nen eines Monats nach Aufforderung die
Berechnungsgrundlagen mitteilt oder
nicht binnen eines Monats nach Fertig-
stellung unaufgefordert schriftlich ge-
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bührenerhebliche Änderungen des Um-
fangs der überbauten und befestigten
Grundstücksfläche mitteilt;

3. entgegen § 20 Abs. 2 der Stadt trotz Auf-
forderung den Verbrauch des ersten Mo-
nats nicht unverzüglich mitteilt;

4. entgegen § 22 Abs. 1 die für die Festset-
zung und Erhebung der Abgaben erfor-
derlichen Auskünfte nicht erteilt;

5. entgegen § 22 Abs. 2 den Wechsel der
Rechtsverhältnisse am Grundstück nicht in-
nerhalb eines Monats schriftlich anzeigt;

6. entgegen § 21 Abs. 3 das Vorhanden-
sein, die Schaffung, Änderung oder Be-
seitigung von Anlagen, die die Berech-
nung der Abgaben beeinflussen, nicht un-
verzüglich schriftlich anzeigt;

7. entgegen § 22 Abs. 4 verhindert, dass
die Stadt oder der von ihr Beauftragte das
Grundstück zur Feststellung oder Über-
prüfung der Bemessungsgrundlagen be-
treten kann oder die dazu erforderliche
Hilfe verweigert;

und es dadurch ermöglicht, Abgaben zu verkür-
zen oder nicht gerechtfertigte Abgabenvorteile zu
erlangen (Abgabenverkürzung).

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße bis zu 10.000 Euro geahndet werden. 

§ 24
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01. 01. 2007 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Satzung der Stadt Aschersle-
ben über die Erhebung von Abgaben für die zen-
trale Abwasserbeseitigung der Stadt Aschersle-
ben vom 28. 03. 2001 in der Fassung der Sat-
zung zur 4. Änderung der Satzung über die Erhe-
bung von Abgaben für die zentrale
Abwasserbeseitigung der Stadt Aschersleben vom
05. 11. 2004 außer Kraft.

Aschersleben, den 1. November 2006

Michelmann
Oberbürgermeister Dienstsiegel

5. Vorlage IV/0378/06
Satzung der Stadt Aschersleben
über die Erhebung von Gebühren
für die dezentrale Abwasserentsorgung
(Gebührensatzung für die dezentrale Ab-
wasseranlage)

Aufgrund der §§ 4, 6, 8 und 44 Abs. 3
Ziff. 1 der Stadtordnung für das Land
Sachsen-Anhalt (GO LSA) vom 05. 10.
1993 (GVBl. LSA S. 568) in der zur Zeit
geltenden Fassung i. V. m. §§ 150, 151
des Wassergesetzes für das Land Sach-
sen-Anhalt (WG LSA) in der Bekanntma-
chung der Neufassung des Wassergeset-
zes für das Land Sachsen-Anhalt vom 21.
04. 1998 (GVBl. LSA S. 186) in der zur Zeit
geltenden Fassung sowie §§ 2 und 5
Kommunalabgabengesetz (KAG LSA) in
der Fassung der Bekanntmachung vom
13. 12. 1996 (GVBl. LSA S. 405) in der zur
Zeit geltenden Fassung hat der Stadtrat
der Stadt Aschersleben in seiner Sitzung
am 01. 11. 2006 folgende Satzung über

die Erhebung von Gebühren für die de-
zentrale Abwasserentsorgung beschlos-
sen:

§ 1
Allgemeines

(1) Die Stadt Aschersleben betreibt zur Behand-
lung von Abwässern aus Mietchemietoiletten,
des in Hauskläranlagen anfallenden Schlam-
mes sowie des in abflusslosen Gruben ge-
sammelten Abwassers einschließlich Fäkal-
schlamm eine Anlage zur dezentralen Ab-
wasserbeseitigung nach Maßgabe der Ab-
wasserbeseitigungssatzung der Stadt
Aschersleben in der jeweils geltenden Fas-
sung.

(2) Die Stadt erhebt für die Inanspruchnahme
der Anlage zur dezentralen Abwasserbesei-
tigung Abwassergebühren nach Maßgabe
dieser Satzung.

§ 2
Gebührenmaßstab/Gebührenhöhe

(1) Die Abwassergebühr für die Abwasserent-
sorgung aus abflusslosen Sammelgruben be-
misst sich nach der auf dem Grundstück be-
zogenen Menge Frischwasser. Berechnungs-
einheit für die Gebühr ist 1 m3 Frischwasser.

Als bezogenes Frischwasser gelten

a) die dem Grundstück im jeweiligen Erhe-
bungszeitraum aus öffentlichen oder pri-
vaten Wasserversorgungsanlagen zuge-
führte und durch Wasserzähler ermittelte
Wassermenge;

b) die auf dem Grundstück gewonnene oder
dem Grundstück sonst zugeführte Was-
sermenge; Wassermengen, die nach er-
folgter Befreiung vom Anschluss- und Be-
nutzungszwang ausschließlich für die Be-
wässerung des Grundstücks entnommen
wurden, bleiben außer Betracht.

Hat ein Wasserzähler nicht richtig oder
überhaupt nicht angezeigt; so wird die
Wassermenge von der Stadt unter Zu-
grundelegung des Verbrauchs bzw. der
Einleitungsmenge des Vorjahres unter
Berücksichtigung der begründeten Anga-
ben der Gebührenpflichtigen geschätzt.

(2) Die Wassermengen nach Abs. 1 Buchstabe
b hat der Gebührenpflichtige der Stadt in-
nerhalb von zwei Monaten nach Ablauf des
jeweiligen Kalenderjahres anzuzeigen, so-
fern die Wasserzähler nicht zusammen mit ei-
nem Beauftragten der Stadt abgelesen wur-
den.

Sie sind durch Wasserzähler nachzuweisen,
die der Gebührenpflichtige auf seine Kosten
einbauen muss. Die Wasserzähler müssen
den Bestimmungen des Eichgesetzes ent-
sprechen.

Wenn die Stadt auf solche Messeinrichtun-
gen verzichtet, kann sie als Nachweis für die
Wassermengen prüfbare Unterlagen verlan-
gen. Sie ist berechtigt, die Wassermengen zu
schätzen, wenn diese auf andere Weise nicht
ermittelt werden können.

(3) Wassermengen, die nachweislich nicht in die
öffentliche Abwasseranlage gelangt sind,

werden auf Antrag abgesetzt. Der Antrag ist
innerhalb von zwei Monaten nach Ablauf
des jeweiligen Kalenderjahres bei der Stadt
einzureichen. Der Nachweis, dass bestimmte
Wassermengen nicht der öffentlichen Ab-
wasseranlage zugeführt wurden, ist
grundsätzlich durch besondere Messeinrich-
tungen zu führen, die der Gebührenpflichtige
auf seine Kosten einzubauen hat.

Wenn die Stadt auf solche Messeinrichtun-
gen verzichtet, kann sie als Nachweis für die
Wassermengen prüfbare Unterlagen verlan-
gen. Sie ist berechtigt, die Wassermengen zu
schätzen, wenn diese auf andere Weise nicht
ermittelt werden können.

Sofern der Nachweis nicht durch besondere
Wassermesser geführt werden kann, kann
die Stadt nach Anhörung des Antragstellers
auf dessen Kosten Gutachten anfordern.

Zuviel erhobene Gebühren sind zu verrech-
nen oder zu erstatten.

(4) Die Abwassergebühr für die Entsorgung von
Kleinkläranlagen wird nach der Menge be-
messen, die aus der Grundstücksentwässe-
rungsanlage entnommen, abgefahren und in
der dezentralen Abwasseranlage gereinigt
wird.

Berechnungseinheit für die Gebühr ist 1 m3 Fäkal-
schlamm.

(5) Die Abwassergebühr beträgt
a) für die Abwasserentsorgung aus abfluss-

losen Gruben 5,47 Euro je m3

bezogenem Frischwasser;
b) für die Schlammentsorgung aus Kleinklär-

anlagen 29,43 Euro je m3

entnommenem Schlamm.

§ 3
Gebührenpflichtige

(1) Gebührenschuldner ist, wer die mit der öf-
fentlichen Einrichtung gebotene Leistung in
Anspruch nimmt (Benutzer).

Gebührenpflichtig ist daneben auch der Ei-
gentümer des angeschlossenen Grundstücks.
Wenn ein Erbbaurecht bestellt ist, tritt an des-
sen Stelle der Erbbauberechtigte des Grund-
stücks.

Gebührenpflichtig sind außerdem Nießbrau-
cher oder sonstige zur Nutzung des Grund-
stücks dinglich Berechtigte.

Mieter und Pächter haften für den ihnen zu-
rechenbaren Teil der Gebühr.

Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamt-
schuldner.

(2) Für Grundstücke und Gebäude, die im
Grundbuch noch als Eigentum des Volkes ein-
getragen sind, tritt an die Stelle des Eigentü-
mers der Verfügungsberechtigte i. S. v. § 8
Abs. 1 des Vermögenszuordnungsgesetzes i.
d. F. vom 29. 03. 1994 (BGBl. I S. 709).

(3) Beim Wechsel des Gebührenpflichtigen geht
die Gebührenpflicht mit Beginn des auf den
Übergang folgenden Monats auf den neuen
Gebührenpflichtigen über.

Die Mitteilung über einen Wechsel in der Ge-
bührenpflicht ist vom bisherigen Gebühren-
pflichtigen rechtzeitig zu veranlassen.
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Wenn der bisherige Gebührenpflichtige die
Mitteilung über den Wechsel versäumt, so haf-
tet er für die Gebühren, die auf den Zeitraum
bis zum Eingang der Mitteilung bei der Stadt
entfallen neben dem neuen Verpflichteten.

§ 4
Entstehung und Beendigung der 

Gebührenpflicht

(1) Die Gebührenpflicht entsteht jeweils zu Be-
ginn eines Kalenderjahres, frühestens jedoch
mit dem Tag der Inbetriebnahme der Grund-
stücksentwässerungsanlage.

(2) Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des Mo-
nats, in dem die Grundstücksentwässerungs-
anlage außer Betrieb genommen wird oder
die Zuführung von Abwasser endet und der
Stadt oder dem von ihr beauftragten Eigenbe-
trieb Abwasserentsorgung der Stadt Aschers-
leben dies schriftlich mitgeteilt worden ist.

§ 5
Erhebungszeitraum

(1) Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr.
(2) Für abflusslose Gruben entsteht die Ge-

bührenschuld am Ende des jeweiligen Kalen-
derjahres.

Für Kleinkläranlagen entsteht die Ge-
bührenschuld zu Beginn des Kalenderjahres.

§ 6
Veranlagung und Fälligkeit

(1) Die Veranlagung des Gebührenpflichtigen
erfolgt durch Bekanntgabe eines Heranzie-
hungsbescheides.

(2) Auf die gemäß § 5 nach Ablauf des Erhe-
bungszeitraumes festzusetzende Gebühr für
abflusslose Gruben sind Abschlagszahlun-
gen am 15.01., 15. 02., 15. 03., 15.04., 15.
05., 15. 06., 15.07., 15. 08., 15. 09., 15.
10., 15. 11. sowie 15.12. des laufenden Jah-
res zu leisten.

Die Höhe der Abschlagszahlungen wird
durch Bescheid nach den Berechnungsdaten
des Vorjahres festgesetzt.

(3) Für den aus Kleinkläranlagen entnommenen
Fäkalschlamm erfolgt auf Grund der Liefer-
scheine eine gesonderte Abrechnung nach
jeder erfolgten Entleerung.

(4) Die Gebühren sind innerhalb eines Monats
nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides
zu zahlen. Ist im Gebührenbescheid ein ande-
rer Zeitpunkt für die Fälligkeit angegeben, so
gilt dieser. Die Gebühren können zusammen
mit anderen Abgaben angefordert werden.

(5) Die Gebühren werden im Namen und auf
Rechnung der Stadt Aschersleben vom Ei-
genbetrieb Abwasserentsorgung der Stadt
Aschersleben berechnet und eingezogen.
Der Eigenbetrieb Abwasserentsorgung der
Stadt Aschersleben ermittelt zudem die Be-
rechnungsgrundlagen und erteilt die Ge-
bührenbescheide.

§ 7
Billigkeitsregelungen

Ansprüche aus dem Gebührenschuldverhältnis
können ganz oder teilweise gestundet werden,

wenn die Einziehung bei Fälligkeit eine erhebliche
Härte für den Schuldner bedeuten würde und der
Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet er-
scheint. Ist deren Einziehung nach Lage des Ein-
zelfalles unbillig, können sie ganz oder teilweise
erlassen werden.

Für die Verwirklichung, die Fälligkeit und das Er-
löschen von Ansprüchen aus dem Ge-
bührenschuldverhältnis gelten die §§ 218 bis 223,
224 Abs. 1 und 2, §§ 225, 226, 227 Abs. 1, §§
228 bis 232 der Abgabenordnung in der jeweils
geltenden Fassung entsprechend.

§ 8
Auskunftspflicht/Anzeige- und 

Duldungspflicht

(1) Die Gebührenpflichtigen und ihre Vertreter
haben der Stadt oder dem von ihr beauf-
tragten Eigenbetrieb Abwasserentsorgung
der Stadt Aschersleben jede Auskunft zu er-
teilen, die für die Festsetzung und Erhebung
der Gebühren erforderlich ist.

(2) Die Stadt und ihre Beauftragten können an
Ort und Stelle ermitteln.

Die nach Abs. 1 zur Auskunft verpflichteten
Personen haben dies zu ermöglichen und im
erforderlichen Umfange zu helfen.

(3) Die Stadt oder die von ihr Beauftragten dür-
fen nach Maßgabe der Abgabenordnung
Grundstücke betreten, um Bemessungs-
grundlagen für die Gebührenerhebung fest-
zustellen oder zu überprüfen; die Gebühren-
pflichtigen haben dies zu ermöglichen.

Insbesondere ist der ungehinderte Zugang
zu allen auf dem Grundstück gelegenen Ab-
wasseranlagen zu gewähren.

(4) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am
Grundstück ist der Stadt oder ihren Beauf-
tragten sowohl vom Veräußerer, als auch vom
Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich
anzuzeigen.

§ 9
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig i. S. v. § 16 Abs. 2 KAG LSA
handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig
1. entgegen § 8 Abs. 1 die für die Festset-

zung und Erhebung der Gebühren erfor-
derlichen Auskünfte nicht erteilt;

2. entgegen § 8 Abs. 2 verhindert, dass die
Stadt und ihre Beauftragten an Ort und
Stelle ermitteln können oder die dazu er-
forderliche Hilfe verweigert oder

3. entgegen § 8 Abs. 3 den ungehinderten
Zugang zu den auf dem Grundstück vor-
handenen Abwasseranlagen nicht ge-
währt oder

4. entgegen § 8 Abs. 4 nicht innerhalb eines
Monats den Wechsel der Rechtsverhält-
nisse am Grundstück schriftlich anzeigt
und es dadurch ermöglicht, Abgaben zu
verkürzen oder nicht gerechtfertigte Ab-
gabenvorteile zu erlangen (Abgabenge-
fährdung).

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße bis zu 10.000 Euro geahndet werden.

§ 10
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01. 01. 2007 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Satzung der Stadt Aschersle-
ben über die Erhebung von Gebühren für die de-
zentrale Abwasserentsorgung vom 30. 08. 2000
in der Fassung der Satzung zur 2. Änderung der
Satzung der Stadt Aschersleben über die Erhe-
bung von Gebühren für die dezentrale Abwasse-
rentsorgung vom 05. 11. 2003 außer Kraft.

Aschersleben, den 1. November 2006

Michelmann
Oberbürgermeister Dienstsiegel

6. Vorlage IV/0379/06
Satzung über die Erhebung von Einlei-
tungsgebühren für die Kläranlage der
Stadt Aschersleben

Aufgrund der §§ 4, 6, 8 und 44 Abs. 3 Ziffer 1
der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-An-
halt (GO LSA) vom 05. 10. 1993 (GVBl. LSA S.
568) in der zur Zeit geltenden Fassung sowie §§
2 und 5 Kommunalabgabengesetz (KAG LSA) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 12. 12.
1996 (GVBl. LSA S. 405) in der zur Zeit geltenden
Fassung hat der Stadtrat der Stadt Aschersleben
in seiner Sitzung am 01. 11. 2006, folgende Sat-
zung beschlossen:

§ 1
Allgemeines

(1) Die Stadt Aschersleben kann den Umland-
gemeinden, die dies beantragen, die Einlei-
tung und Reinigung der bei ihnen anfallen-
den Abwässer in die Kläranlage der Stadt
Aschersleben gestatten, sofern die Kapazität
der Kläranlage hierfür ausreicht.

(2) Voraussetzung ist jedoch, dass die einleiten-
den Gemeinden zum Einen die in der Ab-
wasserbeseitigungssatzung der Stadt
Aschersleben in der jeweils geltenden Fas-
sung genannten Einleitungsbedingungen be-
achten und zwingend einhalten.

Zum Anderen haben die einleitenden Kom-
munen auf ihre Kosten dafür Sorge zu tragen,
dass die technischen Voraussetzungen für die
Einleitung in die Kläranlage der Stadt
Aschersleben gegeben sind, und die hierfür
erforderlichen technischen Anlagen dauer-
haft in einem den jeweils geltenden gesetzli-
chen Bestimmungen entsprechenden Stan-
dard unterhalten und betrieben werden.

(3) Die Stadt Aschersleben erhebt nach Maßga-
be dieser Satzung Gebühren für die Einlei-
tung und Reinigung von Abwasser in die Klär-
anlage der Stadt durch Umlandgemeinden.

§ 2
Grundsatz

Für die Inanspruchnahme der Kläranlage der
Stadt wird eine Gebühr von den Gemeinden er-
hoben, die tatsächlich in diese einleiten.

§ 3
Gebührenmaßstab

(1) Die Gebühr wird nach der Abwassermenge
bemessen, die in die Kläranlage gelangt. Be-
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rechnungseinheit für die Gebühr ist 1 m3 Ab-
wasser.

(2) Als in die Kläranlage gelangt gelten die von
der jeweiligen Gemeinde der Kläranlage zu-
geführten und durch geeignete technische
Messeinrichtungen ermittelten Abwasser-
mengen.

(3) Hat eine Messeinrichtung nicht richtig oder
überhaupt nicht angezeigt, so wird die Ab-
wassermenge von der Stadt Aschersleben un-
ter Zugrundelegung der im Vorjahr angefal-
lenen Einleitungsmenge unter Berücksichti-
gung der begründeten Angaben der jeweils
einleitenden Gemeinde geschätzt.

(4) Die jeweils einleitende Gemeinde hat die er-
forderlichen Messeinrichtungen auf ihre Ko-
sten an einem von der Stadt oder ihren Be-
auftragten angegebenen Übergabepunkt
einzubauen und zu unterhalten. Die Mes-
seinrichtungen müssen den Bestimmungen
des Eichgesetzes entsprechen.Der Stadt oder
ihren Beauftragten ist jederzeit Zugang zur
Messeinrichtung zu gewähren.

§ 4
Gebührensatz

(1) Für die Benutzung der Kläranlage beträgt die
Gebühr für den vollen Kubikmeter Abwasser
1,27 Euro.

(2) Die in Absatz 1 genannte Gebühr erstreckt
sich nicht auf eine eventuell erforderlich wer-
dende Durchleitung durch das Kanalsystem
der Stadt, sondern umfasst allein die Kosten
für die Reinigung des ankommenden Abwas-
sers in der Kläranlage.

Für die Durchleitung durch das Kanalsystem der
Stadt Aschersleben werden im Einzelfall für die be-
troffene Gemeinde zusätzlich Kanalbenutzungs-
entgelte gemäß gesondertem Vertrag festgelegt.

§ 5
Gebührenpflicht

(1) Gebührenpflichtig ist die jeweils einleitende
Gemeinde.

(2) Die Gebührenpflicht entsteht, sobald die je-
weilige Gemeinde Abwasser in die Kläran-
lage der Stadt Aschersleben einleitet.

Sie erlischt, sobald die jeweilige Gemeinde die Zu-
führung von Abwasser in die Kläranlage dauer-
haft einstellt.

§ 6
Erhebungszeitraum

(1) Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr.
(2) Bei Gebührenerhöhungen und bei Ge-

bührensenkungen wird der erhöhte bzw. er-
mäßigte Gebührensatz zeitanteilig nach Ta-
gen berechnet.

Grundlage der Berechnung ist der durchschnittli-
che Abwasseranfall je Tag, bezogen auf die Ab-
leseperiode.

§ 7
Veranlagung und Fälligkeit

(1) Auf die nach Ablauf des Erhebungszeitrau-
mes festzusetzende Gebühr sind jeweils am
15. 01., 15. 02., 15. 03., 15. 04., 15. 05.,
15. 06., 15. 07., 15. 08., 15. 09., 15. 10., 15.

11. sowie 15. 12. Abschlagszahlungen zu
leisten. 

Die Höhe der Abschlagszahlungen wird
durch Bescheid nach den Berechnungsdaten
des Vorjahres festgesetzt.

(2) Entsteht die Gebührenpflicht erstmalig im Lau-
fe eines Kalenderjahres, so wird der Ab-
schlagszahlung diejenige Abwassermenge
zugrunde gelegt, die dem tatsächlichen Was-
serverbrauch des ersten Monats entspricht.
Diesen Verbrauch des ersten Monats hat der
Gebührenpflichtige der Stadt auf deren An-
forderung unverzüglich mitzuteilen. Kommt
der Gebührenpflichtige der Aufforderung
nicht nach, so kann die Stadt den Verbrauch
schätzen.

(3) Die Gebühren und die Abschlagszahlungen
werden im Namen und auf Rechnung der
Stadt Aschersleben vom Eigenbetrieb Ab-
wasserentsorgung der Stadt Aschersleben
berechnet und eingezogen. Der Eigenbetrieb
Abwasserentsorgung der Stadt Aschersleben
ermittelt zudem die Berechnungsgrundlagen
und erteilt die Gebührenbescheide.

(4) Die Abwassergebühr wird durch Bescheid
festgesetzt und einen Monat nach der Be-
kanntgabe des Bescheides fällig, sofern im
Bescheid nicht ein anderer Fälligkeitstermin
festgelegt ist.

Das Gleiche gilt für die Erhebung der Ab-
schlagszahlungen.

§ 8
Auskunftspflicht

(1) Die Abgabenpflichtigen und ihre Vertreter
haben der Stadt oder dem von ihr beauf-
tragten Eigenbetrieb Abwasserentsorgung
der Stadt Aschersleben jede Auskunft zu er-
teilen, die für die Festsetzung und Erhebung
der Abgaben nach dieser Satzung erforder-
lich ist.

(2) Die Stadt oder der von ihr Beauftragte kann
an Ort und Stelle ermitteln. Die nach Absatz
1 zur Auskunft verpflichteten Personen haben
dies zu ermöglichen und in dem erforderli-
chen Umfange zu halten.

§ 9
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 16 Abs. 2
KAG LSA handelt, wer vorsätzlich oder leicht-
fertig
1. entgegen § 8 Abs. 1 die für die Festset-

zung und Erhebung der Abgaben erfor-
derlichen Auskünfte nicht erteilt;

2. entgegen § 8 Abs. 2 nicht ermöglicht,
dass die Stadt an Ort und Stelle ermitteln
kann oder nicht im erforderlichen Umfan-
ge hilft.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße bis zu 10.000 Euro geahndet werden.

§ 10
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01. 01. 2007 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung
von Einleitungsgebühren für die Kläranlage der
Stadt Aschersleben vom 28. 02. 1996 in der Fas-
sung der Satzung zur 4. Änderung der Satzung

über die Erhebung von Einleitungsgebühren für
die Kläranlage der Stadt Aschersleben vom 05.
11. 2003 außer Kraft.

Aschersleben, den 1. November 2006

Michelmann Dienstsiegel

7. Vorlage IV/0396/06
Wirtschaftsplan 2007 des 
Eigenbetriebes Abwasserentsorgung
der Stadt Aschersleben

Der Stadtrat der Stadt Aschersleben hat in seiner
Sitzung am 01.11.2006 Folgendes beschlossen:

1. Dem Erfolgsplan 2007 wird im Ertrag mit
4.183.400,00 EUR und im Aufwand mit
4.087.400,00 EUR zugestimmt. Es ist vorge-
sehen, den auf der Kalkulation der Eigenka-
pitalverzinsung beruhenden Gewinnanteil an
den städtischen Haushalt abzuführen.

2. Dem Vermögensplan 2007 wird in Einnah-
men und Ausgaben mit je 3.182.000,00 EUR
zugestimmt.

3. Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Auf-
nahme im Wirtschaftsplan 2007 zur Finan-
zierung von Ausgaben im Vermögensplan
(für Investitionen und Investitionsfördermaß-
nahmen) erforderlich ist, wird auf 0,00 EUR
festgesetzt.

4. Der Gesamtbetrag der Verpflichtungser-
mächtigungen, der zur Leistung von Investiti-
onsausgaben und Ausgaben für Investitions-
fördermaßnahmen in künftigen Jahren erfor-
derlich ist, wird auf 0,00 EUR festgesetzt.

8.Vorlage IV/0391/06
Satzung zur Nutzung des 
Dorfgemeinschaftshauses OT Klein
Schierstedt

Der Stadtrat der Stadt Aschersleben hat in seiner
Sitzung am 01.11.2006 die Satzung über die Nut-
zung und die Erhebung von Gebühren für die
Überlassung von Räumlichkeiten im Dorfgemein-
schaftshaus der Ortschaft Klein Schierstedt be-
schlossen.

Satzung über die Nutzung und die Erhebung von
Gebühren für die Überlassung von Räumen im
Dorfgemeinschaftshaus der Ortschaft
Klein Schierstedt

Aufgrund der §§ 4, 6, 8 und 44 Abs. 3 Ziffer 1
der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-An-
halt (GO LSA) vom 05. 10. 1993 (GVBl. LSA S.
568) in der zur Zeit geltenden Fassung sowie §§
2, 5, 6 und 8 Kommunalabgabengesetz (KAG
LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13.
12. 1996 (GVBl. LSA S. 405) in der zur Zeit gel-
tenden Fassung hat der Stadtrat der Stadt Aschers-
leben in seiner Sitzung am 01.11.2006 folgende
Satzung beschlossen:

I. Benutzung

§ 1
Allgemeines

(1) Räume im Dorfgemeinschaftshaus Klein
Schierstedt, Insel 52, können ortsansässigen
Parteien, nichtwirtschaftlichen Vereinen, Ver-
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bänden und Vereinigungen für Veranstaltun-
gen sowie Privaten (Nutzer) zur Nutzung
überlassen werden. Die Räume dürfen nicht
zu gewerblichen Zwecken genutzt werden. 
Die Kapazität des Versammlungsraumes be-
trägt max. 50 Personen.

(2) Ein Rechtsanspruch auf Überlassung be-
stimmter Räumlichkeiten besteht nicht. Der
Ortsbürgermeister oder eine durch ihn be-
auftragte Person (Überlasser) legen im Ein-
zelfall fest, welche Räumlichkeiten dem Nut-
zer zur Verfügung gestellt werden können.
Grundlage dafür sind Art und Umfang der
beabsichtigten Nutzung. Dem Nutzer kön-
nen für die Durchführung der Veranstaltung
besondere Auflagen erteilt werden. Die
Überlassung darf nicht erfolgen, wenn Inter-
essen der Stadt Aschersleben oder andere öf-
fentliche Belange beeinträchtigt werden.

(3) Der Nutzer darf ohne Zustimmung der Stadt
die ihm zur Verfügung gestellten Räume we-
der Dritten überlassen noch Dritte an der vor-
gesehenen Nutzung beteiligen.

(4) Die Überlassung der Räume im Sinne des
Abs. 1 setzt einen schriftlichen Antrag voraus.
Er sollte spätestens 14 Tage vor Nutzungs-
beginn der Stadt zugegangen sein. Der An-
trag muss Angaben über den Nutzungs-
zweck, Beginn und Dauer der Nutzung, vor-
gesehene Personenzahl sowie über die Höhe
eines evtl. zu zahlenden Eintrittsgeldes ent-
halten.

§ 2
Benutzung

(1) Es wird ein Nutzungsvertrag zwischen der
Stadt und dem Nutzer abgeschlossen. Der
Nutzungsvertrag und die Schlüssel für die Rä-
umlichkeiten sind bei dem Ortsbürgermeister
bzw. dessen Beauftragen erhältlich.

(2) Die Nutzung darf sich nur auf die überlasse-
nen Räume und Einrichtungsgegenstände er-
strecken.

(3) Das in der Einrichtung vorhandene Geschirr,
Gläser und Besteck sowie die Küchenaus-
stattung sind Eigentum der Stadt Aschersle-
ben.

(4) Räume und Einrichtungsgegenstände sind
pfleglich zu behandeln und nach Gebrauch
in sauberem und ordnungsgemäßem Zu-
stand zurückzugeben, in dem sie überlassen
worden sind.

(5) Ist durch die Nutzung der Räume eine be-
sondere Reinigung oder Instandsetzung er-
forderlich, wird diese von der Stadt auf Ko-
sten des Nutzers veranlasst.

(6) Die Brandschutzbestimmungen und die Hau-
sordnung sind zu beachten; sie sind im Ob-
jekt ausgehängt.

(7) Bei Ausschank von alkoholischen Getränken
sind die Vorschriften des Gaststättengesetzes
und des Gesetzes zum Schutze der Jugend in
der Öffentlichkeit zu beachten.

(8) Während der Nutzungsdauer muss der Nut-
zer oder ein von ihm benannter Verantwortli-
cher dauerhaft anwesend sein.

(9) Der Nutzer hat bei Erfordernis für einen Ord-
nungsdienst zu sorgen. Die Belegung der
Räume über die jeweils zugelassene Perso-
nenzahl hinaus ist nicht gestattet.

(10) Die Stadt überlässt das Dorfgemeinschafts-
haus sowie dessen Einrichtungen und Anla-
gen zur Benutzung in dem Zustand, in dem

sie sich befinden. Mängel sind unverzüglich
bei der Stadt Aschersleben oder dem von ihr
Beauftragten anzuzeigen. Wenn keine Män-
gelanzeige erfolgt, gelten die überlassenen
Räume, Einrichtungen und Anlagen als ord-
nungsgemäß übergeben.

§ 3
Haftung des Nutzers

(1) Der Nutzer haftet der Stadt für Beschädigun-
gen, die durch ihn oder von Personen, die an
der Nutzung teilnehmen, verursacht werden.
Die Stadt ist berechtigt, derartige Schäden
auf Kosten des Nutzers beseitigen zu lassen.

(2) Jeglicher Schaden ist unverzüglich der Stadt
oder der von ihr Beauftragten anzuzeigen.

§ 4
Haftung der Stadt

(1) Die Haftung richtet sich nach den gesetzli-
chen Bestimmungen; nur sofern der Stadt Vor-
satz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.
Die Stadt übernimmt jedoch keinerlei Ge-
währ für die Benutzbarkeit der Räumlichkei-
ten und die Funktionsfähigkeit der Anlagen.
Etwa auftretende Mängel berechtigen nicht
zum Rücktritt von dem mit dem Verantwortli-
chen der Stadt abgeschlossenen Vertrag
oder zur Minderung der erhobenen Nut-
zungsgebühr.

(2) Die Stadt haftet nicht für die Beschädigung
oder das Abhandenkommen von durch den
Nutzer eingebrachter Garderobe oder son-
stiger Gegenstände.

§ 5
Hausrecht/Schlüsselgewalt

(1) Das Hausrecht für die Räumlichkeiten gemäß
§ 1 wird von der Stadt und den von ihr Be-
auftragen ausgeübt.

(2) Der Ortsbürgermeister bzw. dessen Beauf-
tragter sind befugt, den Nutzern Weisungen
zu erteilen und erforderlichenfalls einzelne
Nutzer aus dem Hause zu weisen oder am
Betreten des Hauses zu hindern.

(3) Ein Hausverbot kann durch die Stadt ausge-
sprochen werden.

(4) Die Schlüsselgewalt wird im allgemeinen von
der Stadt ausgeübt.

(5) Die Stadt kann vorübergehend Schlüssel an
Nutzer aushändigen.

II. Nutzungsentgelt

§ 6
Entgelterhebung

Für die Überlassung der Räume gemäß § 1 Abs.
1 erhebt die Stadt Aschersleben Entgelte. Schuld-
ner ist der Nutzer gemäß Nutzungsvertrag.

§ 7
Fälligkeit

Das Entgelt wird 14 Tage nach Zustellung der
Rechnung fällig, sofern im Vertrag keine abwei-
chende Regelung getroffen ist.

§ 8
Entgelt

(1) Für die Nutzung der Räume je angefangenen
Tag wird folgendes Entgelt pro Nutzung er-

hoben:
Versammlungsraum (inklusive Küche)
75,00 €;
Versammlungsraum (ohne Küche)
50,00 €;
Freifläche 
25,00 €.

Im Nutzungsentgelt sind alle Betriebskosten
enthalten. 

(2) Zusätzliche Aufwendungen, die der Stadt
durch die Nutzung entstehen, werden dem
Nutzer außerdem in Rechnung gestellt.

§ 9
Entgeltbefreiung

Gemeinnützige Vereine der Ortschaft Klein Schier-
stedt können für die Nutzung der Räume Entgelt-
befreiung bzw. Minderung beim Ortsbürgermei-
ster beantragen. Ein Rechtsanspruch hierauf be-
steht nicht.

§ 10
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich
fahrlässig entgegen
1. § 1 Abs. 3 die ihm zur Verfügung gestell-

ten Räume ohne Zustimmung der Stadt
Dritten überlässt oder Dritte an der vor-
gesehenen Nutzung beteiligt;

2. § 2 Abs. 1 oder Abs. 9 das Dorfgemein-
schaftshaus nicht ordnungsgemäß benutzt;

3. § 2 Abs. 2 die Räume und Einrichtungsge-
genstände nicht pfleglich behandelt oder
nach Gebrauch nicht in sauberem und ord-
nungsgemäßem Zustand zurückgibt;

4. § 3 Abs. 2 entstandene Mängel der Stadt
nicht unverzüglich anzeigt.

(2) Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 6
Abs. 7 GO LSA mit einer Geldbuße bis zu
2.500 Euro geahndet werden.

§ 11
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer 
Bekanntmachung in Kraft.

Aschersleben, den 01.11.2006

Michelmann
Oberbürgermeister Dienstsiegel

9. Vorlage IV/0399/06
Beschluss zum Preisgericht 
Im Wettbewerb der Landesgartenschau

Der Stadtrat der Stadt Aschersleben hat in seiner
Sitzung am 01.11.2006 Folgendes beschlossen:

1. Das Preisgericht im Realisierungswettbewerb
„Landesgartenschau 2010“ besteht aus 11
Preisrichtern, davon 6 Fachpreisrichter und 5
Sachpreisrich- ter.

2. Der Stadtrat benennt außer dem Oberbür-
germeister, Herrn Andreas Michelmann aus
seiner Mitte weitere 4 Stadträte als Sach-
preisrichter. Folgende Stadträte werden be-
nannt: Herr Horst Hartleib, Frau Claudia Se-
lisko-Lättig, Herr Frank Knöppler, Frau Rena-
te Müller.
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3. Der Stadtrat benennt in Stellvertretung der
Sachpreisrichter/innen für den Oberbürger-
meister den Projektleiter Herrn Jürgen Her-
zog und folgende 4 Stadträte: Frau Gabrie-
le Puchner, Herr Falk Klenke, Herr Fritz Kau-
penjohann, Frau Angela Heil.

4. Die als Sachpreisrichter und ggf. ihre Vertre-
ter tätigen Stadträte/innen führen ihre Arbeit
ehrenamtlich aus und erhalten eine pau-
schale Aufwandsentschädigung von insge-
samt 116 €.

10. Vorlage IV/0380/06
Mitgliedschaft im Bund der
Steuerzahler Sachsen-Anhalt e.V.

Der Stadtrat der Stadt Aschersleben hat in seiner
Sitzung am 01.11.2006 beschlossen,
dass die Stadt Aschersleben die Mitgliedschaft im
Bund der Steuerzahler Sachsen-Anhalt e.V. bean-
tragt.

11. Vorlage IV/0398/06
Beitritt zur „Vereinigung Kommunaler
Datenverarbeitungsanwender“

Der Stadtrat der Stadt Aschersleben hat in seiner
Sitzung am 01.11.2006 beschlossen, dass die
Stadt Aschersleben Mitglied in der „Vereinigung
Kommunaler Datenverarbeitungsanwender“ wird.

12. Vorlage IV/0383/06
Antrag der Fraktion Initiative
Aschersleben 119/06 zum Thema 
„Fahrrad-Trial“

Der Stadtrat der Stadt Aschersleben hat in seiner
Sitzung am 01.11.2006 beschlossen, den Antrag
der Fraktion Initiative Aschersleben Nr. 119/06
vom 08.02.2006 zum Thema „Fahrrad-Trial“ ab-
zulehnen.

13. Vorlage IV/0314/06
Hauptsatzung der Stadt Aschersleben

Der Stadtrat der Stadt Aschersleben hat in seiner
Sitzung am 19.07.2006 die Hauptsatzung der
Stadt Aschersleben beschlossen.

Hauptsatzung der Stadt Aschersleben

Aufgrund des § 7 i. V. m. §§ 6 und 44 Abs.
3 Ziffer 1 Gemeindeordnung für das Land
Sachsen-Anhalt (GO LSA) vom 05. 10.
1993 (GVBl. LSA S. 568) in der zur Zeit
geltenden Fassung hat der Stadtrat der
Stadt Aschersleben in seiner Sitzung am 
19. 07. 2006 folgende Hauptsatzung be-
schlossen:

I. ABSCHNITT
BENENNUNG UND HOHEITSZEICHEN

§ 1
Name, Bezeichnung

(1) Die Stadt führt den Namen „Stadt Aschersle-
ben“.

(2) Zur Stadt Aschersleben gehören folgende
Ortschaften:
a) Winningen,
b) Klein Schierstedt,
c) Wilsleben.

§ 2
Wappen, Flagge, Dienstsiegel

(1) Das Wappen der „Stadt Aschersleben“ zeigt
in Rot eine silberne gezinnte Burg mit zwei ge-
zinnten spitzbedachten beknäuften Türmen,
das offene rundbogige Tor schräg rechts  mit
einem schwarzsilbern geschachten Schild be-
legt.

Hinter der Toröffnung eine sich über den Tür-
men ausbreitende bewurzelte grüne Eiche
mit silbernen Eicheln, in den Zweigen drei
schwarze Vögel, der vordere links, die bei-
den anderen rechts gewendet.

(2) Die Flagge der Stadt zeigt die Farben
schwarz-weiß-grün mit dem aufgelegten
Stadtwappen.

(3) Die Stadt führt als Dienstsiegel das Stadt-
wappen, das dem der Hauptsatzung beige-
fügten Dienstsiegelabdruck entspricht. Die
Umschrift lautet: „Stadt Aschersleben“.

II. ABSCHNITT 
ORGANE

§ 3
Stadtrat

(1) Der Gemeinderat der Stadt Aschersleben
führt die Bezeichnung „Stadtrat“.

(2) Die ehrenamtlichen Mitglieder führen die Be-
zeichnung „Stadträtin“ oder „Stadtrat“.

(3) Der Stadtrat wählt für die Dauer der Wahl-
periode mit einfacher Mehrheit aus der Mit-
te der ehrenamtlichen Mitglieder einen Vor-
sitzenden und zwei Stellvertreter für den Ver-
hinderungsfall. Die Stellvertreter führen nach
der Reihenfolge der Vertretungsbefugnis die
Bezeichnung „erster“ bzw. „zweiter stellver-
tretender Vorsitzender des Stadtrates“.

(4) Der Vorsitzende sowie die Stellvertreter kön-
nen abgewählt werden. Eine Nachwahl hat
unverzüglich stattzufinden.

§ 4
Der Stadtrat und seine Ausschüsse

(1) Der Stadtrat entscheidet über die Rechtsge-
schäfte nach § 44 Abs. 3 GO LSA, soweit im
folgenden nichts abweichendes geregelt ist.

Der Stadtrat entscheidet im Einvernehmen mit
dem Oberbürgermeister über die Ernennung,
Einstellung und Entlassung der Beamten des
höheren Dienstes sowie die Einstellung und
Entlassung der Arbeitnehmer in den Entgelt-
gruppen 13 – 15 TVöD im Einvernehmen mit
dem Oberbürgermeister. Das gleiche gilt für
die nicht nur vorübergehende Übertragung
einer anders bewerteten Tätigkeit sowie die
Festsetzung des Entgelts innerhalb dieser Ent-
geltgruppen, sofern kein Anspruch aufgrund
eines Tarifvertrages besteht.

(2) Der Stadtrat bildet zur Erfüllung seiner Auf-
gaben die folgenden ständigen Ausschüsse:

als beschließende Ausschüsse im Sinne des §
47 Abs. 1 GO LSA
a) den Finanz- und Verwaltungsausschuss,

bestehend aus 10 Stadträten;
b) den Stadtentwicklungs-ausschuss, beste-

hend aus 8 Stadträten;

c) den Kultur-, Bildungs- und Sozialaus-
schuss, bestehend aus 8 Stadträten;

d) den Wirtschafts- und Projektentwicklungs-
ausschuss, bestehend aus 8 Stadträten;

e) den Ausschuss für Ordnung, Recht und
Kriminalprävention, bestehend aus 8
Stadträten;

f) den Ausschuss für kommunale Beziehun-
gen, bestehend aus 8 Stadträten.

g) den Betriebsausschuss für den Eigenbe-
trieb Bauwirtschaftshof; bestehend aus 8
Stadträten, 2 Vertretern der Beschäftigten
des Eigenbetriebes und dem Oberbür-
germeister als Vorsitzendem;

h) den Betriebsausschuss für den Eigenbe-
trieb Abwasserentsorgung der Stadt
Aschersleben, bestehend aus 5 Stadträ-
ten, 1 Vertreter der Beschäftigten des Ei-
genbetriebes und dem Oberbürgermei-
ster als Vorsitzendem.

(3) Einzelheiten hinsichtlich der Aufgaben und
Entscheidungsbefugnisse der Betriebsaus-
schüsse sind in den Betriebssatzungen der
Stadt Aschersleben für die unter Absatz (2)
Buchstaben g) und h) benannten Eigenbe-
triebe in den jeweils geltenden Fassungen ge-
regelt.

(4) Der Finanz- und Verwaltungsausschuss ent-
scheidet abschließend über:
1. die Ernennung, Einstellung und Entlassung

der Beamten des gehobenen Dienstes so-
wie die Einstellung und Entlassung der Ar-
beitnehmer der Entgeltgruppen 10 – 12
TVöD im Einvernehmen mit dem Ober-
bürgermeister, das gleiche gilt für die nicht
nur vorübergehende Übertragung einer
anders bewerteten Tätigkeit sowie die
Festsetzung des Entgelts innerhalb dieser
Entgeltgruppen, sofern kein Anspruch auf-
grund eines Tarifvertrages besteht;

2. den Abschluss von Verträgen, die Liefe-
rungen und Leistungen, insbesondere
nach VOL und VOF an die Stadt zum Ge-
genstand haben sowie die Wahrneh-
mung von Rechten und Pflichten der Stadt
aus solchen Verträgen mit einer Auftrags-
summe von mehr als 80.000,- Euro bis zu
1.500.000,- Euro;

3. Rechtsgeschäfte im Sinne des § 44 Abs.
3 Ziffer 10 GO LSA, deren Vermögens-
wert 500.000,- Euro nicht übersteigt;

4. Rechtsgeschäfte im Sinne des § 44 Abs.
3 Ziffer 16 GO LSA, deren Vermögens-
wert 100.000,- Euro nicht übersteigt;

5. den Abschluss von Miet-, Pacht- und Lea-
singverträgen oder ihnen wirtschaftlich
gleichkommenden Verträgen, soweit das
monatliche Entgelt 15.000,- Euro nicht
übersteigt; dies gilt unabhängig von der
Höhe des monatlichen Entgelts nicht für
Verträge, die auf mehr als 8 Jahre unkünd-
bar abgeschlossen werden;

6. die Abgabe von Erklärungen über dingli-
che Rechte bis zu einer Wertgrenze von
250.000,- Euro im Einzelfall, wenn da-
durch grundsätzliche Rechte der Stadt
nicht gefährdet werden;

7. überplanmäßige und außerplanmäßige
Ausgaben sowie Verpflichtungs-ermächti-
gungen bis zu einem Betrag von
150.000,- Euro im Einzelfall, soweit sie un-
abweisbar sind und die Deckung ge-
währleistet ist (§ 97 Abs. 1 Satz 3 GO
LSA).
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Er ist darüber hinaus zuständig für die Vorbera-
tung und Empfehlungen zur Haushaltssatzung zur
Beschlussfassung im Stadtrat sowie für die Jahres-
rechnung der Stadt einschließlich der Unterneh-
men, an denen die Stadt unmittelbar beteiligt ist.

(5) Der Stadtentwicklungsausschuss entscheidet
abschließend über:
1. die Erteilung des Einvernehmens zur Zu-

lassung von Ausnahmen von der Verän-
derungssperre;

2. die Erteilung des Einvernehmens zur Zu-
lassung von Ausnahmen und die Erteilung
von Befreiungen von den Festsetzungen
des Bebauungsplanes;

3. die Erteilung des Einvernehmens zur Zu-
lassung von Vorhaben während der Auf-
stellung eines Bebauungsplanes;

4. die Erteilung des Einvernehmens zur Zu-
lassung von Vorhaben innerhalb der im
Zusammenhang bebauten Ortsteile,
wenn die jeweilige Angelegenheit für die
städtebauliche Entwicklung von
grundsätzlicher Bedeutung ist;

5. die Erteilung des Einvernehmens zur Zu-
lassung von Vorhaben im Außenbereich,
wenn die jeweilige Angelegenheit für die
städtebauliche Entwicklung von
grundsätzlicher Bedeutung ist;

6. den Abschluss von Verträgen, die Liefe-
rungen und Leistungen, insbesondere
nach HOAI und VOB an die Stadt zum
Gegenstand haben sowie die Wahrneh-
mung von Rechten und Pflichten der Stadt
aus solchen Verträgen mit einer Auftrags-
summe von mehr als 80.000,- Euro bis zu
1.500.000,- Euro;

7. Rechtsgeschäfte im Sinne des § 44 Abs.
3 Ziffer 7 GO LSA, deren Vermögenswert
500.000,- Euro im Einzelfall nicht über-
steigt mit Ausnahme von Grundstücken in
Industrie- und Gewerbegebieten;

8. die Gewährung von Fördermitteln aus
den Programmen „Städtebaulicher Denk-
malschutz“ und „Städtebauliche Sanie-
rungs- und Entwicklungsmaßnahmen“ von
mehr als 80.000 Euro bis zu 300.000 Eu-
ro im Einzelfall sowie über die Über-
schreitung der im Leitfaden der Stadt
Aschersleben festgelegten Prozentsätze
oder der maximalen Förderhöhe, soweit
im Einzelfall der Betrag von 300.000 Eu-
ro nicht überschritten wird.

Der Stadtentwicklungsausschuss ist über die
in Satz 1 geregelten Aufgaben hinaus zu-
ständig für die Vorberatung von Beschlüssen
der Bereiche Stadtplanung, Hoch- und Tief-
bau, Umwelt und Verkehr.

(6) Der Kultur-, Bildungs- und Sozialausschuss ist
zuständig für die Vorberatung von Beschlüs-
sen in den Bereichen Kultur, Kulturförderung,
Schulen, Sport, Soziales, Kindertagesstätten,
Jugend und Senioren.

Er entscheidet darüber hinaus abschließend
über Zuwendungen an Dritte in den in Satz 1
genannten Bereichen bei Beträgen von mehr
als 2.500,- Euro bis zu 50.000,- Euro im Ein-
zelfall.

(7) Der Ausschuss für Ordnung, Recht und Krimi-
nalprävention entscheidet abschließend über
die Abgabe von Prozesserklärungen einsch-
ließlich Klageerhebung, Einlegung von

Rechtsmitteln und Abschluss von Vergleichen,
wenn der Streitwert 150.000,- Euro im Ein-
zelfall nicht übersteigt und die Angelegenheit
keine grundsätzliche Bedeutung hat.

Darüber hinaus ist er zuständig für die Vor-
beratung aller Fragen auf dem Gebiet des all-
gemeinen Ordnungsrechts, soweit sie in die
Zuständigkeit der Stadt Aschersleben fallen
sowie für die Vorberatung rechtlich bedeut-
samer Angelegenheiten.

Des weiteren obliegt ihm, in enger Zusam-
menarbeit mit der örtlichen Polizei, die Erar-
beitung präventiver Maßnahmen zur Ein-
dämmung jeglicher Art von Kriminalität in der
Stadt Aschersleben.

(8) Der Wirtschafts- und Projektentwicklungsaus-
schuss ist zuständig für die Vorberatung von
Beschlüssen des Bereiches der Wirtschafts-
förderung und aller Grundstücksangelegen-
heiten für Gewerbegebiete. Darüber hinaus
ist er zuständig für die Bereiche Industrie,
Dienstleistung, Handel, Gewerbe und Touris-
mus in der Stadt Aschersleben, insbesondere
für das Erstellen und die Kontrolle der hierfür
erforderlichen Strategien und Handlungs-
konzepte.

Darüber hinaus ist er zuständig für die Vor-
beratung neuer Projekte, solange der Stadt-
rat keine abschließende Entscheidung über
die Zuständigkeit der Fachausschüsse für ein
Projekt getroffen hat.

Er entscheidet abschließend über Rechtsge-
schäfte im Sinne des § 44 Abs. 3 Ziffer 7 GO
LSA für Grundstücke in Industrie- und Ge-
werbegebieten, deren Vermögenswert im
Einzelfall 500.000,- Euro nicht übersteigt.

(9) Der Ausschuss für kommunale Beziehungen
ist zuständig für die Vorberatung von Be-
schlüssen über den Aufbau und die Pflege
von Städtepartnerschaften sowie die Betreu-
ung der im Rahmen von Eingemeindungen
zur Stadt gehörigen Ortsteile. Er ist darüber
hinaus zuständig für die Vorberatung von Be-
schlüssen zur Funktional- und Gebietsreform.

Er entscheidet abschließend über Zuwen-
dungen an Dritte zur Pflege von Städtepart-
nerschaften von mehr als 2.500 bis zu
15.000 Euro im Einzelfall.

(10) Hat ein beschließender Ausschuss absch-
ließend einen Beschluss gefasst, so darf der
Oberbürgermeister diesen Beschluss
grundsätzlich erst nach Ablauf von drei Ar-
beitstagen vollziehen, es sei denn, dass aus
wichtigem, unaufschiebbarem Grund der so-
fortige Vollzug im Interesse der Stadt unum-
gänglich ist.

(11) Auf Antrag eines Viertels aller Mitglieder des
jeweiligen beschließenden Ausschusses ist
dem Stadtrat eine Angelegenheit zur Be-
schlussfassung zu unterbreiten.

(12) Die Bildung und Zusammensetzung der Aus-
schüsse richtet sich nach § 46 GO LSA. Aus-
schussmitglieder können im Verhinderungs-
falle durch Mitglieder derselben Fraktion ver-
treten werden.

Als vertretungsberechtigt gilt dasjenige Frak-
tionsmitglied, das sich zuerst als Vertreter in
die Anwesenheitsliste des jeweiligen Aus-
schusses eingetragen hat.

(13) Die Ausschussvorsitze werden den Fraktio-
nen im Stadtrat mit Ausnahme der Betriebs-
ausschüsse der Eigenbetriebe in der Reihen-
folge der Höchstzahlen nach d’Hondt zuge-
teilt.

Bei gleichen Höchstzahlen entscheidet das
Los, das der Vorsitzende des Stadtrates zieht.
Die Fraktionen benennen die Ausschüsse, de-
ren Vorsitz sie beanspruchen, in der Reihen-
folge der Höchstzahlen und bestimmen die
Vorsitzenden aus der Mitte der den jeweili-
gen Ausschüssen angehörenden Stadträte.

Der jeweilige Ausschuss bestellt darüber hin-
aus aus seiner Mitte mit einfacher Mehrheit
für die Dauer der Wahlperiode zwei stellver-
tretende Ausschussvorsitzende.

§ 5
Geschäftsordnung

Das Verfahren im Stadtrat und in den Ausschüssen
wird durch eine vom Stadtrat zu beschließende
Geschäftsordnung geregelt.

§ 6
Oberbürgermeister

(1) Der Stadtrat entscheidet über die Zulässigkeit
der für die Wahl zum Oberbürgermeister ein-
gegangenen Bewerbungen auf der Grund-
lage der jeweils geltenden Vorschriften der
Gemeindeordnung und des Kommunalwahl-
gesetzes.

(2) Der Oberbürgermeister ist zuständig für die
Ernennung, Einstellung und Entlassung der
Beamten des einfachen und mittleren Dien-
stes sowie die Einstellung und Entlassung der
Arbeitnehmer der Entgeltgruppen 1 – 9
TVöD. 

(3) Der Oberbürgermeister erledigt in eigener
Verantwortung die Geschäfte der laufenden
Verwaltung und entscheidet über Wider-
sprüche in Angelegenheiten des eigenen
Wirkungskreises, soweit es sich nicht um
Rechtsstreitigkeiten mit den Aufsichtsbehör-
den handelt.

Zu den Aufgaben des Oberbürgermeisters
gehören insbesondere:

1. die nach feststehenden Richtlinien, Tari-
fen, Ordnungen und Satzungen durchzu-
führenden Geschäfte,

2. die Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln
im Vollzug zwingender Rechtsvorschriften
und im Rahmen von Richtlinien des Stadt-
rates, in denen die Leistungen nach Vor-
aussetzung und Höhe festgelegt sind,

3. der Erlass, die Niederschlagung und die
Stundung von Abgaben, insbesondere
von Steuern, Beiträgen und Gebühren so-
wie von sonstigen Forderungen bis zu fol-
genden Beträgen im Einzelfall:

- Erlass 5.000,- Euro
- Niederschlagung 40.000,- Euro
- Stundung 40.000,- Euro

4. die Entscheidung über überplanmäßige
Ausgaben bis zu einem Betrag von
20.000,- Euro und außerplanmäßige Aus-
gaben bis zu einem Betrag von 20.000,-
Euro im Einzelfall, soweit sie unabweisbar
sind, und die Deckung gewährleistet ist (§
97 Abs. 1 Satz 1 GO LSA),
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5. der Abschluss von Verträgen, die Liefe-
rungen und Leistungen an die Stadt zum
Gegenstand haben sowie die Wahrneh-
mung von Rechten und Pflichten der Stadt
aus solchen Verträgen, bis zu einer Wert-
grenze von 80.000,- Euro,

6. der Abschluss von Miet-, Pacht- und Lea-
singverträgen oder ihnen wirtschaftlich
gleichkommenden Verträgen, soweit das
monatliche Entgelt 5.000,- Euro nicht
übersteigt; dies gilt unabhängig von der
Höhe des monatlichen Entgelts nicht für
Verträge, die auf mehr als 8 Jahre unkünd-
bar abgeschlossen werden.

7. der Abschluss von Verpflichtungs- und Ver-
fügungsgeschäften über Grundstücke und
grundstücksgleiche Rechte bis zu einer
Wertgrenze von 10.000,- Euro im Einzel-
fall,

8. die Abgabe von Erklärungen über dingli-
che Rechte bis zu einer Wertgrenze von
80.000,- Euro im Einzelfall, wenn da-
durch grundsätzliche Rechte der Stadt
nicht gefährdet werden,

9. die Abgabe von Prozesserklärungen
einschließlich Klageerhebung, Einlegung
von Rechtsmitteln und Abschluss von Ver-
gleichen, wenn der Streitwert 80.000,-
Euro im Einzelfall nicht übersteigt, und die
Angelegenheit keine grundsätzliche Be-
deutung hat,

10. Zuwendungen an Dritte bis zum Betrag
von 2.500,- Euro im Einzelfall, darüber
hinaus in unbegrenzter Höhe, soweit sie
nach Betrag, Zweck und Empfänger be-
reits in den Haushaltsplanberatungen
spezifiziert und im Haushaltsplan veran-
schlagt worden sind.

§ 7
Vertreter des Oberbürgermeisters

Der Stadtrat wählt einen Bediensteten als Vertre-
ter des Oberbürgermeisters für den Verhinde-
rungsfall.

§ 8
Gleichstellungsbeauftragte

(1) Zur Verwirklichung des Grundrechtes der
Gleichberechtigung von Frauen und Män-
nern bestellt der Stadtrat im Einvernehmen mit
dem Oberbürgermeister eine Gleichstel-
lungsbeauftragte. 

(2) Die Bestellung der Gleichstellungsbeauftrag-
ten ist widerruflich. Über die Abberufung ent-
scheidet der Stadtrat im Einvernehmen mit
dem Oberbürgermeister.

(3) Die Gleichstellungsbeauftragte ist in Ausü-
bung ihrer Tätigkeit unabhängig. An den Sit-
zungen des Stadtrates und seiner Ausschüs-
se kann sie teilnehmen. In Angelegenheiten
ihres Aufgabenbereiches ist ihr auf Wunsch
das Wort zu erteilen.

(4) Sofern erforderlich, werden im Rahmen der
geltenden Rechtsvorschriften nähere Rege-
lungen zu den Aufgaben und Kompetenzen
der Gleichstellungsbeauftragten in einer be-
sonderen Dienstanweisung des Oberbürger-
meisters im Einvernehmen mit dem Stadtrat
festgelegt.

III. ABSCHNITT UNTERRICHTUNG UND 
BETEILIGUNG DER EINWOHNER

§ 9
Einwohnerversammlung

(1) Einwohnerversammlungen beruft der Ober-
bürgermeister, nach entsprechendem Be-
schluss des Stadtrates auch auf Antrag einer
Fraktion ein. Er setzt die Gesprächsgegen-
stände sowie Ort und Zeit der Veranstaltung
fest. Die Einladung ist ortsüblich bekannt zu
machen und soll in der Regel 14 Tage vor Be-
ginn der Veranstaltung erfolgen. Die Einla-
dungsfrist kann bei besonderer Dringlichkeit
auf drei Tage verkürzt werden.

(2) Die Einwohnerversammlungen können auf
Teile des Stadtgebietes beschränkt werden.

(3) Der Stadtrat ist durch den Oberbürgermeister
über den Ablauf der Einwohnerversammlung
und die wesentlichen Ergebnisse in seiner
nächsten Sitzung zu unterrichten.

§ 10
Einwohnerfragestunde

(1) Zu einer jeden Sitzung des Stadtrates wird
den Einwohnern die Möglichkeit gegeben,
Fragen zu Angelegenheiten der Stadt zu stel-
len und Vorschläge oder Anregungen zu un-
terbreiten. Der Vorsitzende des Stadtrates hat
in der Einladung zur Sitzung den Beginn der
Fragestunde festzulegen.

(2) Der Vorsitzende des Stadtrates stellt den Be-
ginn und das Ende der Fragestunde fest. Fin-
det sich zu Beginn der Fragestunde kein Ein-
wohner ein, kann sie geschlossen werden.
Die Fragestunde soll auf höchstens 30 Minu-
ten begrenzt sein. Ein Tagesordnungspunkt
soll durch die Einwohnerfragestunde nicht un-
terbrochen, sondern grundsätzlich zu Ende
beraten werden.

(3) Jeder Einwohner ist nach Angabe seines Na-
mens und seiner Anschrift berechtigt, in einem
Zeitraum von maximal 5 Minuten Fragen zu
stellen. Zugelassen werden nur Fragen von
allgemeinem Interesse, die in die Zuständig-
keit der Stadt fallen und keine Beurteilung
oder Bewertung enthalten. Angelegenheiten
der Tagesordnung können nicht Gegenstand
der Einwohnerfragestunde sein.

(4) Die Beantwortung der Fragen erfolgt in der
Regel mündlich durch den Oberbürgermei-
ster oder den Vorsitzenden des Stadtrates. Ei-
ne Aussprache findet nicht statt. Ist die Be-
antwortung der Frage in der Sitzung nicht
möglich, erhält der Einwohner eine schriftli-
che Antwort, die innerhalb von vier Wochen
ggf. als Zwischenbescheid erteilt werden
muss.

(5) Der Ortschaftsrat der jeweiligen Ortschaft
kann nach Bedarf im Rahmen der ordentli-
chen öffentlichen Sitzungen Fragestunden in
den die Ortschaft berührenden Angelegen-
heiten in entsprechender Anwendung der Re-
gelungen dieser Hauptsatzung durchführen.

§ 11
Bürgerentscheid

Ein Bürgerentscheid findet ausschließlich über die
in § 26 Abs. 2 Ziffern 1 bis 4 GO LSA genannten
wichtigen Angelegenheiten der Stadt Aschersle-
ben statt.

IV. ABSCHNITT
EHRENBÜRGER, EHRENAMT

§ 12
Ehrenbürger

Die Verleihung oder Aberkennung des Ehrenbür-
gerrechtes der Stadt bedarf einer Mehrheit von
zwei Dritteln der stimmberechtigten Mitglieder des
Stadtrates.

§ 13
Entschädigungen

Die Stadträte erhalten für ihre Teilnahme an den
Sitzungen des Stadtrates und seiner Ausschüsse ei-
ne Entschädigung nach Maßgabe einer Satzung.

Entsprechendes gilt für die Teilnahme der Ort-
schaftsratsmitglieder an Sitzungen des Ortschafts-
rates.

§ 14
Unterstützung der Arbeit der Fraktionen

Die einzelnen Fraktionen des Stadtrates erhalten
nach Maßgabe einer Satzung Unterstützung.

V.ABSCHNITT ORTSCHAFTSVERFASSUNG

§ 15
Ortschaftsverfassung

(1) In folgenden Stadtteilen/Ortschaften wird
die Ortschaftsverfassung gemäß § 86 ff. GO
LSA eingeführt:
1. Winningen
2. Klein Schierstedt
3. Wilsleben

(2) Die Zahl der Mitglieder des Ortschaftsrates
in den Ortschaften wird wie folgt festgelegt:
1. Ortsteil Winningen 7 Mitglieder
2. Ortsteil Klein Schierstedt     5 Mitglieder
3. Ortsteil Wilsleben               7 Mitglieder

(3) Im Falle einer Eingemeindung sind erstmals
nach Einrichtung der jeweiligen Ortschaft die
bisherigen Gemeinderäte der eingeglieder-
ten Gemeinde bis zum Ablauf der Kommu-
nalwahlperiode gemäß § 86 Abs. 4 GO LSA
die Ortschaftsräte.

(4) Den Ortschaftsräten werden über die in § 87
Abs. 1 GO LSA genannten Angelegenheiten
hinaus folgende weitere Aufgaben zur Erle-
digung übertragen, soweit im Haushaltsplan
entsprechende Mittel veranschlagt werden:
1. die Ausgestaltung, Unterhaltung und Be-

nutzung von öffentlichen Einrichtungen,
wie Kindergärten, Jugendbegegnungs-
stätten, Sportanlagen, Dorfgemein-
schaftshäuser, Friedhöfe u. a. soziale und
kulturelle Einrichtungen, die Festlegung
der Reihenfolge zum Um- und Ausbau so-
wie Unterhaltung und Instandsetzung von
Straßen, Wegen und Plätzen, soweit de-
ren Bedeutung nicht über den Bereich der
Ortschaft hinausgeht, einschließlich der
Beleuchtungseinrichtungen,

2. die Pflege des Ortsbildes und des örtli-
chen Brauchtums,

3. die Förderung der örtlichen Vereinigun-
gen entsprechend der Festlegungen im je-
weiligen Eingliederungsvertrag,

4. Pflege vorhandener Partnerschaften.

Die dafür notwendigen Mittel werden im
Haushaltsplan der Stadt Aschersleben ver-
anschlagt. Vor Beschlussfassung zur Haus-
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haltssatzung ist der jeweilige Ortschaftsrat zu
den die Ortschaft berührenden Angelegen-
heiten anzuhören.

(5) Die Einzelheiten der Zuständigkeiten der Ort-
schaftsräte der in § 1 Abs. 2 genannten Ort-
schaften sind in den Anlagen 1 - 3 zur Haupt-
satzung geregelt.

§ 16
Ortsbürgermeister

(1) Der Ortsbürgermeister und sein Stellvertreter
werden aus der Mitte des Ortschaftsrates von
diesem gewählt.

Für die Zeit bis zum Ablauf der Wahlperiode
des jeweiligen ehrenamtlichen Bürgermei-
sters nimmt dieser die Funktion des Ortsbür-
germeisters wahr.

(2) Der Ortsbürgermeister vertritt den Oberbür-
germeister ständig beim Vollzug der Be-
schlüsse des Ortschaftsrates und erfüllt ins-
besondere folgende Aufgaben in der Ort-
schaft:
- Durchführung von Sprechstunden in der

Ortschaft,
- Aussprache von Glückwünschen,
- Beratung des Oberbürgermeisters bzw.

der Verwaltung in Verwaltungsangele-
genheiten der Ortschaft,

- sonstige im Einzelfall vom Oberbürger-
meister übertragene Aufgaben, die sich
auf die Ortschaft beziehen und für die Er-
ledigung durch den Ortsbürgermeister ge-
eignet sind.

(3) Bei repräsentativen Anlässen in der Ortschaft
soll der Ortsbürgermeister angemessen hin-
zugezogen und beteiligt werden.

VI. ABSCHNITT
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

§ 17
Öffentliche Bekanntmachungen

(1) Soweit nicht Rechtsvorschriften besondere
Regelungen treffen, erfolgen die gesetzlich
erforderlichen Bekanntmachungen im „Amts-
blatt Stadt Aschersleben“. Sind Pläne, Karten,
Zeichnungen oder andere Anlagen selbst ei-
ne bekannt zu machende Angelegenheit
oder Bestandteil einer bekannt zu machen-
den Angelegenheit, so kann die Bekanntma-
chung dieser Anlagen durch Auslegung im
Rathaus, Markt 1, 06449 Aschersleben, der
Stadt Aschersleben während der Dienststun-
den ersetzt werden. Auf die Auslegung wird
unter Angabe des Gegenstandes, des Ortes
und der Dauer der Auslegung im „Amtsblatt
Stadt Aschersleben“ hingewiesen. Die Dauer
der Auslegung beträgt zwei Wochen, soweit
nichts anderes vorgeschrieben ist.

(2) Die nach den europa-, bundes-, landes- und
kommunalwahlrechtlichen Vorschriften erfor-
derlichen Wahlbekanntmachungen der Stadt
Aschersleben erfolgen in der Mitteldeutschen
Zeitung – Ausgabe Aschersleben.

(3) Die Bekanntmachung von Tagesordnung,
Zeit und Ort von Sitzungen des Stadtrates
und seiner Ausschüsse erfolgt – sofern zeit-
lich möglich auch bei abgekürzter Ladungs-
frist – im Wochenspiegel Aschersleben.

(4) Alle übrigen Bekanntmachungen sind in der
Mitteldeutschen Zeitung – Ausgabe Aschers-

leben – bekannt zu machen. An die Stelle
dieser Veröffentlichung kann als vereinfachte
Form der Bekanntmachung auch der Aus-
hang im Schaukasten des Rathauses, Markt
1/Ecke Rathausgasse, 06449 Aschersleben,
treten, wenn der Inhalt der Bekanntmachung
eine einzelne Person oder einen eng be-
grenzten Personenkreis betrifft. Die Aushän-
gefrist beträgt, soweit nichts anderes be-
stimmt ist, zwei Wochen.

Auf den Aushang ist zu vermerken, von wann
bis wann ausgehängt wird.

VII. ABSCHNITT ÜBERGANGS- UND
SCHLUSSVORSCHRIFTEN

§ 18
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen gelten je-
weils in weiblicher und männlicher Form.

§ 19
Inkrafttreten

(1) Diese Hauptsatzung tritt am Tag nach ihrer
Bekanntmachung in Kraft.

(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Hauptsatzung
der Stadt Aschersleben vom 24. 04. 2002 in
der Fassung der Satzung zur 2. Änderung
der Hauptsatzung der Stadt Aschersleben
vom 09. 06. 2004 außer Kraft.

Aschersleben, den 1. November 2006

Michelmann
Oberbürgermeister Dienstsiegel

Genehmigungsvermerk

Die Kommunalaufsicht des Landkreises Aschersle-
ben-Staßfurt hat mit Verfügung vom 
19. 09. 2006 – Az.: 151104-15.15 die Geneh-
migung des § 3 Abs. 3 Satz 1, 2. Halbsatz und
Abs. 4 Satz 1 hinsichtlich der Regelung zur Ab-
wahl der Stellvertreter der vom Stadtrat der Stadt
Aschersleben in seiner Sitzung am 19. 07. 2006
beschlossenen Hauptsatzung versagt.

Im Übrigen wurde die Hauptsatzung genehmigt.

Anlage 1 zur Hauptsatzung der Stadt
Aschersleben

Zuständigkeiten des Ortschaftsrates der
Ortschaft Winningen gemäß § 15 Abs. 4
der Hauptsatzung

Dem Ortschaftsrat werden über die in § 87 Abs.
1 GO LSA genannten Angelegenheiten hinaus fol-
gende weiteren Aufgaben zur Erledigung über-
tragen:

1. die Entscheidung über die Vergabe der Rä-
umlichkeiten der Ortsfeuerwehr Winningen,
des Dorfgemeinschaftshauses, des Sportler-
heimes und des Luftgewehrschießstandes für
private Veranstaltungen;

2. die Vergabe von Mitteln zur Förderung von
kulturellen, sportlichen und sozialen Aktivitä-
ten im Gebiet der Ortschaft Winningen in
Höhe von 16.000 Euro jährlich;

3. die Verfügung über Verfügungsmittel in Höhe
von 1.500 Euro jährlich;

4. die freie Verfügung über einen Betrag in
Höhe von 1.000 Euro jährlich zur Pflege der
Partnerschaft mit der Gemeinde Winnin-
gen/Mosel.

5. bei einer Übertragung der Sportstätten in der
Ortschaft Winningen auf einen Verein ist vor-
her der Ortschaftsrat anzuhören.

Anlage 2 zur Hauptsatzung der Stadt
Aschersleben

Zuständigkeiten des Ortschaftsrates 
der Ortschaft Klein Schierstedt gemäß 
§ 15 Abs. 4 der Hauptsatzung

Dem Ortschaftsrat werden über die in § 87 Abs.
1 GO LSA genannten Angelegenheiten hinaus fol-
gende weiteren Aufgaben zur Erledigung über-
tragen:
1. die Vergabe von Mitteln zur Förderung von

kulturellen, sportlichen und sozialen Aktivitä-
ten im Gebiet der Ortschaft Klein Schierstedt
in Höhe von 8.000 Euro jährlich;

2. die Entscheidung über Verfügungsmittel in
Höhe von 1.500 Euro jährlich.

Anlage 3 zur Hauptsatzung der Stadt
Aschersleben

Zuständigkeiten des Ortschaftsrates der
Ortschaft Wilsleben gemäß § 15 Abs. 4
der Hauptsatzung

Dem Ortschaftsrat werden über die in § 87 Abs.
1 GO LSA genannten Angelegenheiten hinaus fol-
gende weiteren Aufgaben zur Erledigung über-
tragen:
1. die Entscheidung über die Vergabe des Schu-

lungsraumes der Ortsfeuerwehr Wilsleben
für private Veranstaltungen;

2. die Vergabe von Mitteln zur Förderung von
kulturellen, sportlichen und sozialen Aktivitä-
ten im Gebiet der Ortschaft Wilsleben in
Höhe von 9.000 Euro jährlich;

3. der Abschluss von Mietverträgen für die bis-
her gemeindeeigenen Wohnungen, soweit
das monatliche Entgelt 1.000 Euro nicht über-
steigt; dies gilt unabhängig von der Höhe des
monatlichen Entgelts nicht für Verträge, die
auf mehr als 8 Jahre unkündbar abgeschlos-
sen werden;

4. die Entscheidung über Verfügungsmittel in
Höhe von 1.500 Euro jährlich.

Jahresabschluss 2005

Stadtwerke Aschersleben GmbH
Magdeburger Str. 26
06449 Aschersleben

Beschlüsse der Gesellschafterversamm-
lung vom 21. 09. 2006 

1. Der Jahresabschluss 2005 mit einer Bilanz-
summe von 37.324.226,96 EUR und einem 
Jahresüberschuss von 1.600.116,24 EUR
wird festgestellt.

2. Der Jahresüberschuss für das Geschäftsjahr
2005 in Höhe von 1.600.116,24 EUR wird
frühestens zum 20.11.2006 in Höhe von
1.500.000,00 EUR an die Gesellschafter
ausgeschüttet und in Höhe von 100.116,24
EUR in die Gewinnrücklagen eingestellt.
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3. Dem Aufsichtsrat wird für das Geschäftsjahr
2005 Entlastung erteilt.

4. Dem Geschäftsführer, Herrn Hans Walter
Geißler, wird für das Geschäftsjahr 2005 
Entlastung erteilt.

„Bestätigungsvermerk des Abschlus-
sprüfers:

Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus
Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie An-
hang - unter Einbeziehung der Buchführung und
den Lagebericht der Stadtwerke Aschersleben
GmbH, Aschersleben, für das Geschäftsjahr vom
1.Januar bis 31. Dezember 2005 geprüft. Die
Buchführung und die Aufstellung von Jahresab-
schluss und Lagebericht nach den deutschen han-
delsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden
Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages liegen
in der Verantwortung der Geschäftsführung der
Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung ei-
ne Beurteilung über den Jahresabschluss unter Ein-
beziehung der Buchführung und über den Lage-
bericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §
317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen
und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Ver-
stöße, die sich auf die Darstellung des durch den
Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze
ordnungsmäßiger Buchführung und durch den La-
gebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit
hinreichender Sicherheit erkannt werden. 

Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen wer-
den die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und
über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der
Gesellschaft sowie die Erwartungen über mögli-
che Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung
werden die Wirksamkeit des rechnungs-legungs-
bezogenen internen Kontrollsystems sowie Nach-
weise für die Angaben in Buchführung, Jahresab-
schluss und Lagebericht überwiegend auf der Ba-
sis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst
die Beurteilung der angewandten Bilanzierungs-
grundsätze und der wesentlichen Einschätzungen
der Geschäftsführung sowie die Würdigung der
Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des
Lageberichtes. 

Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung ei-
ne hinreichend sichere Grundlage für unsere Be-
urteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen ge-
führt. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der
Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und
den ergänzenden Bestimmungen des Gesell-
schaftsvertrages und vermittelt unter Beachtung
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögen-, Finanz- und Ertragslage
der Gesellschaft. 

Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahres-
abschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes
Bild von der Lage der Gesellschaft und stellt die
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung
zutreffend dar.“

Magdeburg, den 27. April 2006

WIBERA Wirtschaftsberatung AG
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

gez. Nuretinoff gez. Wilbig
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer

Der Jahresabschluss, der Lagebericht und die Er-
folgsübersicht liegen vom 21.11.2006 bis einschl.
05.12.2006 zur Einsichtnahme im Foyer der Stadt-
werke Aschersleben GmbH, 06449 Aschersle-
ben, Magdeburger Str. 26 zu folgenden Zeiten:

Dienstag 09.00 - 12.00 Uhr u. 
13.00 - 16.00 Uhr

Mittwoch 09.00 - 12.00 Uhr
Donnerstag 09.00 - 12.00 Uhr u. 

13.00 - 18.00 Uhr

öffentlich aus.

gez. W. Geißler
Geschäftsführer

Jahresabschluss 2005

Ascherslebener Gebäude- und Woh-
nungsgesellschaft mbH
Magdeburger Str. 28
06449 Aschersleben

Beschlüsse der Gesellschafterversamm-
lung vom 02. November 2006

1. Der Jahresabschluss zum 31.12. 2005 wird
festgestellt.

2. Der Aufsichtsrat und die Geschäftsführung
werden für das Geschäftsjahr 2005 entla-
stet.

3. Der im Geschäftsjahr 2005 erzielte Jahresü-
berschuss in Höhe von 70.287,83 EUR wird 
auf neue Rechnung vorgetragen.

„Bestätigungsvermerk des Abschlus-
sprüfers

Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus
Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie An-
hang - unter Einbeziehung der Buchführung und
den Lagebericht der Ascherslebener Gebäude-
und Wohnungsgesellschaft mbH für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2005
geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von
Jahresabschluss und Lagebericht nach den deut-
schen handelsrechtlichen Vorschriften und den er-
gänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsver-
trags liegen in der Verantwortung der gesetzlichen
Vertreter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es,
auf der Grundlage der von uns durchgeführten
Prüfung eine Beurteilung über den Jahresab-
schluss unter Einbeziehung der Buchführung und
über den Lagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §
317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen
und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Ver-
stöße, die sich auf die Darstellung des durch den
Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze
ordnungsmäßiger Buchführung und durch den La-
gebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit
hinreichender Sicherheit erkannt werden.

Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen wer-
den die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und
über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der
Gesellschaft sowie die Erwartungen über mögli-
che Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung
werden die Wirksamkeit des rechnungslegungs-
bezogenen internen Kontrollsystems sowie Nach-
weise für die Angaben in Buchführung, Jahresab-
schluss und Lagebericht überwiegend auf der Ba-
sis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst
die Beurteilung der angewandten Bilanzierungs-
grundsätze und der wesentlichen Einschätzungen
der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung
der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und
des Lageberichts. 
Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung ei-
ne hinreichend sichere Grundlage für unsere Be-
urteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen ge-
führt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der
Prüfung gewonnenen Erkenntnissen entspricht der
Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und
den ergänzenden Bestimmungen des Gesell-
schaftsvertrages und vermittelt unter Beachtung
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
der Gesellschaft. 

Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahres-
abschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes
Bild von der Lage der Gesellschaft und stellt die
Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung zu-
treffend dar.“

Berlin, den 11. Mai 2006

W+ST Revision GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

gez. Otto Hüser gez. René Schönfeld
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer

Der Jahresabschluss, der Lagebericht und die Er-
folgsübersicht liegen vom 20.11.2006 bis einschl.
28.11.2006 zur Einsichtnahme im Zimmer 2.07
der Ascherslebener Gebäude- und Wohnungsge-
sellschaft mbH, 06449 Aschersleben, Magde-
burger Str. 28 zu den folgenden Zeiten:

Montag, Dienstag, Mittwoch 13.00 - 15.00 Uhr
Donnerstag 09.00 - 12.00 Uhr  

und 13.00 - 17.00 Uhr
Freitag 09.00 - 12.00 Uhr

öffentlich aus.

gez. Dipl.- Ing. (FH) W. Adam
Geschäftsführer

Jahresabschluss 2005

OptimAL GmbH
Seegraben 7-8
06449 Aschersleben

Beschlüsse der Gesellschafterversamm-
lung vom 02. November 2006

1. Der Jahresabschluss zum 31.12. 2005 wird
festgestellt.
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2. Der Aufsichtsrat und der Geschäftsführer wer-
den für das Geschäftsjahr 2005 entlastet.

3. Der im Geschäftsjahr 2005 erzielte Jahres-
fehlbetrag in Höhe von 14.131,56 EUR wird 
auf neue Rechnung vorgetragen.

„Bestätigungsvermerk des Abschlus-
sprüfers

Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus
Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie An-
hang unter Einbeziehung der Buchführung und
den Lagebericht der OptimAL GmbH für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2005
geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von
Jahresabschluss und Lagebericht nach den deut-
schen handelsrechtlichen Vorschriften und den er-
gänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsver-
trags liegen in der Verantwortung der gesetzlichen
Vertreter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es,
auf der Grundlage der von uns durchgeführten
Prüfung eine Beurteilung über den Jahresab-
schluss unter Einbeziehung der Buchführung und
über den Lagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §
317 HGB unter Beachtung der vom Institut der
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu pla-
nen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und
Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch
den Jahresabschluss unter Beachtung der
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und
durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich aus-
wirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt wer-
den. 

Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen wer-
den die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und
über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld
der Gesellschaft sowie die Erwartungen über
mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der
Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungs-
legungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie
Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jah-
resabschluss und Lagebericht überwiegend auf
der Basis von Stichproben beurteilt. 

Die Prüfung umfasst die Beurteilung der ange-
wandten Bilanzierungsgrundsätze und der we-
sentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Ver-
treter sowie die Würdigung der Gesamtdarstel-
lung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 

Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung ei-
ne hinreichend sichere Grundlage für unsere Be-
urteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen ge-
führt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der
Prüfung gewonnenen Erkenntnissen entspricht der
Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und
den ergänzenden Bestimmungen des Gesell-
schaftsvertrages und vermittelt unter Beachtung
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
der Gesellschaft. 

Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahres-
abschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes
Bild von der Lage der Gesellschaft und stellt die
Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung zu-
treffend dar.

Berlin, den 26. Juli 2006

W+ST Revision GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

gez. Otto Hüser gez. René Schönfeld
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer

Der Jahresabschluss, der Lagebericht und die Er-
folgsübersicht liegen vom 20.11.2006 bis einschl.
28.11.2006 zur Einsichtnahme im Büro der Ver-
waltung des Sport- und Freizeitzentrums „Ball-
haus“, Seegraben 7-8, 06449 Aschersleben zu
den folgenden Zeiten:

Montag bis Freitag 09.00 – 17.00 Uhr

öffentlich aus.

gez. Andreas Ebert
Geschäftsführer

Jahresabschluss 2005

Eigenbetrieb Bauwirtschaftshof der
Stadt Aschersleben
Heinrichstr. 71
06449 Aschersleben

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 01.
November 2006 folgenden Beschluss 
(Nr. 317/06) gefasst:

1. Der Jahresabschluss zum 31.12.2005 wird
festgestellt.

2. Der Jahresverlust in Höhe von 137.484,07
EUR wird vollständig durch Entnahme aus der
allgemeinen Rücklage des Eigenbetriebes
Bauwirtschaftshof ausgeglichen. 

3. Der Betriebsleitung wird für das Geschäfts-
jahr 2005 Entlastung erteilt.

„Bestätigungsvermerk des Abschlus-
sprüfers

Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus
Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie An-
hang - unter Einbeziehung der Buchführung und
den Lagebericht des Eigenbetriebs Bauwirt-
schaftshof der Stadt Aschersleben (BWH),
Aschersleben, für das Geschäftsjahr vom 1. Janu-
ar bis 31. Dezember 2005 geprüft. Durch § 131
Abs. l GO LSA wurde der Prüfungsgegenstand er-
weitert. Die Prüfung erstreckt sich daher auch auf
die wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbe-
triebs. Die Buchführung und die Aufstellung von
Jahresabschluss und Lagebericht nach den deut-
schen handelsrechtlichen Vorschriften, den ergän-
zenden landesrechtlichen Vorschriften und den er-
gänzenden Bestimmungen der Satzung liegen in
der Verantwortung der Betriebsleitung des Eigen-
betriebs. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundla-
ge der von uns durchgeführten Prüfung eine Beur-
teilung über den Jahresabschluss unter Einbezie-
hung der Buchführung und den Lagebericht sowie
über die wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigen-
betriebs abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung ent-
sprechend § 317 HGB und § 131 Abs. l GO LSA
unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer festgestellten deutschen Grundsätze
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenom-

men. Danach ist die Prüfung so zu planen und
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße,
die sich auf die Darstellung des durch den Jahres-
abschluss unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung und durch den Lage-
bericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz-
und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinrei-
chender Sicherheit erkannt werden und das mit
hinreichender Sicherheit beurteilt werden kann,
ob die wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbe-
triebs Anlass zu Beanstandungen geben. 

Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen wer-
den die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und
über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des
Eigenbetriebs sowie die Erwartungen über mögli-
che Fehler berücksichtigt. 

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit
des rechnungslegungsbezogenen internen Kon-
trollsystems sowie Nachweise für die Angaben in
Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht
überwiegend auf der Basis von Stichproben be-
urteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der an-
gewandten Bilanzierungsgrundsätze und der we-
sentlichen Einschätzungen der Betriebsleitung so-
wie die Würdigung der Gesamtdarstellung des
Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung ei-
ne hinreichend sichere Grundlage für unsere Be-
urteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen ge-
führt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der
Jahresabschluss des Eigenbetriebs Bauwirt-
schaftshof der Stadt Aschersleben (BWH),
Aschersleben, den deutschen handelsrechtlichen
Vorschriften und den ergänzenden landesrechtli-
chen Vorschriften sowie den ergänzenden Be-
stimmungen der Satzung und vermittelt unter Be-
achtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage des Eigenbetriebs. 

Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahres-
abschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes
Bild von der Lage des Eigenbetriebs und stellt die
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung
zutreffend dar.

Die wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbe-
triebs geben keinen Anlass zu wesentlichen Bean-
standungen, soweit die Belastungen der zukünfti-
gen Ertragslage aufgrund künftig geringerem Auf-
tragsvolumen der Stadt Aschersleben und gerin-
gerer Erträge aus Zuschüssen der Stadt
Aschersleben sowie steigender Aufwendungen
durch Kosteneinsparungsmaßnahmen, Leistungs-
reduzierungen oder höhere sonstige betriebliche
Erträge ausgeglichen werden können.“

Magdeburg, den 28. Juni 2006

Deloitte & Touche GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

gez. Schäfer gez. Bornkampf
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer

Feststellungsvermerk des Rechnungsprü-
fungsamtes zur Ordnungsmäßigkeit
der Geschäftsführung sowie des per
31.12.2005 gefertigten Jahresabschlusses
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des Eigenbetriebes Bauwirtschaftshof
der Stadt Aschersleben

Seitens der kommunalen Prüfeinrichtung ist zu kon-
statieren, dass nach pflichtgemäßer am 28. Juni
2006 abgeschlossener Prüfung durch die mit der
Testierung des Jahresabschlusses  für das Ge-
schäftsjahr 2005 beauftragte Deloitte & Touche
GmbH Wirtschafts-prüfungsgesellschaft die Buch-
führung und der Jahresabschluss des Eigenbetrie-
bes Bauwirtschaftshof der Stadt Aschersleben den
gesetzlichen Vorschriften und der   Betriebssat-
zung entsprechen. Der Jahresabschluss vermittelt
unter Beachtung der Grundsätze ordnungs-
gemäßer Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-,
Finanz- und Ertragslage des Unternehmens. Der
Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresab-
schluss und stellt die Risiken der künftigen Ent-
wicklung zutreffend dar.
Die wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbetrie-
bes geben keinen Anlass zu wesentlichen Bean-
standungen, soweit die Belastungen der künftigen
Ertragslage aufgrund künftig geringerem Auf-
tragsvolumen der Stadt Aschersleben und gerin-
gerer Erträge aus Zuschüssen der Stadt Aschers-
leben sowie steigender Aufwendungen durch Ko-
steneinsparungsmaßnahmen, Leistungsreduzie-
rungen oder höhere sonstigere betriebliche
Erträge ausgeglichen werden können. 

Für die Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit der
Geschäftsführung haben sich im Rahmen der
durchgeführten eigenen Prüfungshandlungen le-
diglich die schriftlich dokumentierten   Feststellun-
gen ergeben, weshalb einer Entlastung der Be-
triebsleitung aus Sicht des Rechnungsprüfungsam-
tes nichts entgegensteht.

Aschersleben, den 25. August 2006

gez. Damerau gez. Bathauer
Amtsleiterin Prüferin

Der Jahresabschluss, der Lagebericht und die Er-
folgsübersicht des Eigenbetriebes Bauwirtschafts-
hof der Stadt Aschersleben, liegen zur Einsicht-
nahme vom 20.11.2006 bis einschl. 28.11.2006
in 06449 Aschersleben, Heinrichstraße 71 (Sitz
des Bauwirtschaftshofes) Zimmer 1, 

Montag bis Freitag von 07.00 bis 15.00 Uhr 

öffentlich aus.

Michelmann
Oberbürgermeister

Jahresabschluss 2005

Eigenbetrieb Abwasserentsorgung der
Stadt Aschersleben
Magdeburger Str. 24
06449 Aschersleben

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 01.
November 2006 folgenden Beschluss 
(Nr. 316/06) gefasst:

1. Der Jahresabschluss zum 31.12.2005 wird
festgestellt.

2. Der Jahresüberschuss in Höhe von
93.440,26 EUR wird mit einem Betrag von
61.239,36 EUR an die Stadt Aschersleben

abgeführt und mit 32.200,90 EUR auf neue
Rechnung vorgetragen. 

3. Der Betriebsleitung wird für das Geschäfts-
jahr 2005 Entlastung erteilt.

„Bestätigungsvermerk des Abschlus-
sprüfers

Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus
Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie
Anhang - unter Einbeziehung der Buchführung und
den Lagebericht des Eigenbetriebes Abwasse-
rentsorgung der Stadt Aschersleben, Aschersle-
ben, für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis 31.
Dezember 2005 geprüft. Die Buchführung und
die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebe-
richt nach den deutschen handelsrechtlichen Vor-
schriften, den ergänzenden landesrechtlichen Vor-
schriften und den ergänzenden Bestimmungen der
Satzung liegen in der Verantwortung des Be-
triebsleiters des Eigenbetriebes. Unsere Aufgabe
ist es, auf der Grundlage der von uns durchge-
führten Prüfung eine Beurteilung über den Jahres-
abschluss unter Einbeziehung der Buchführung
und über den Lagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §
317 HGB und § 131 GO LSA unter Beachtung der
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-
stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger
Abschlussprüfung vorgenommen. 

Danach ist die Prüfung so zu planen und durch-
zuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die
sich auf die Darstellung des durch den Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung und durch den Lage-
bericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz-
und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinrei-
chender Sicherheit erkannt werden. Bei der Fest-
legung der Prüfungshandlungen werden die
Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über
das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Ei-
genbetriebes sowie die Erwartungen über mögli-
che Fehler berücksichtigt. 

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit
des rechnungslegungsbezogenen internen Kon-
trollsystems sowie Nachweise für die Angaben in
Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht
überwiegend auf der Basis von Stichproben be-
urteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der an-
gewandten Bilanzierungsgrundsätze und der we-
sentlichen Einschätzungen des Betriebsleiters so-
wie die Würdigung der Gesamtdarstellung des
Jahresabschlusses und des Lageberichtes. 

Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung ei-
ne hinreichend sichere Grundlage für unsere Be-
urteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen ge-
führt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der
Prüfung gewonnenen Erkenntnissen entspricht
der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften
und den ergänzenden Bestimmungen der
Satzung und vermittelt unter Beachtung der
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des
Eigenbetriebes. 

Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahres-
abschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes
Bild von der Lage des Eigenbetriebes und stellt die
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung

zutreffend dar.

Magdeburg, den 5. Juli 2006

WIBERA Wirtschaftsberatung AG
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

gez. Nuretinoff gez. Wilbig
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer

Feststellungsvermerk des Rechnungsprü-
fungsamtes zur Ordnungsmäßigkeit der
Geschäftsführung sowie des per
31.12.2005 gefertigten Jahresabschlus-
ses
des Eigenbetriebes Abwasserentsorgung
der Stadt Aschersleben

Seitens der kommunalen  Prüfeinrichtung ist zu
konstatieren, dass nach pflichtgemäßer am 05. Ju-
li 2006 abgeschlossener Prüfung durch die mit der
Testierung des Jahresabschlusses für das Ge-
schäftsjahr 2005 beauftragte Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft „WIBERA“, die Buchführung und
der Jahresabschluss des Eigenbetriebes Abwas-
serentsorgung der Stadt Aschersleben den ge-
setzlichen Vorschriften und der Betriebssatzung
entsprechen. Der Jahresabschluss vermittelt unter
Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer
Buchführung  ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und
Ertragssituation des Unternehmens. Der Lagebe-
richt steht im Einklang mit dem  Jahresabschluss
und stellt die Risiken der künftigen Entwicklung zu-
treffend dar. Zu den wirtschaftlichen Verhältnissen
sind keine Beanstandungen getroffen worden. Für
die Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit der Ge-
schäftsführung haben sich im Rahmen der  durch-
geführten eigenen Prüfungshandlungen lediglich
die separat ausgewiesenen Feststellungen erge-
ben, weshalb einer Entlastung der Betriebsleitung
aus Sicht des Rechnungsprüfungsamtes nichts ent-
gegensteht.

Aschersleben, den 24. August 2006

gez. Damerau gez. Bathauer
Amtsleiterin Prüferin

Der Jahresabschluss, der Lagebericht und die Er-
folgsübersicht des Eigenbetriebes Abwasserent-
sorgung der Stadt Aschersleben, liegen vom
20.11.2006 bis einschl. 29.11.2006 zur Einsicht-
nahme in 06449 Aschersleben, Magdeburger
Str. 24 (Sitz des Eigenbetriebes Abwasserentsor-
gung der Stadt Aschersleben) zu folgenden Zei-
ten:

Montag - Mittwoch  
von 09.00 - 12.00 Uhr und 13.00 - 16.00 Uhr  
Donnerstag
von 09.00 - 12.00 Uhr und 13.00 - 18.00 Uhr

öffentlich aus.

Michelmann
Oberbürgermeister

Bekanntmachung der Stadt Aschersle-
ben über die Sprechzeiten der Schieds-
stellen der Stadt Aschersleben

Für die Schiedsstellen der Stadt Aschersleben wer-
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den die Sprechzeiten und die Tagungsorte für das
Jahr 2007 wie folgt festgelegt:

Januar 2007, 
Rathaus, Markt 1, 
Sitzungszimmer III

Schiedsstelle I
Dienstag 09. 01. 2007      14.00 – 16.00 Uhr

Schiedsstelle II
Dienstag 30. 01. 2007      16.00 – 18.00 Uhr

Februar 2007, 
Rathaus, Markt 1, 
Sitzungszimmer III

Schiedsstelle I
Dienstag 06. 02. 2007      14.00 – 16.00 Uhr

Schiedsstelle II
Dienstag 27. 02. 2007      16.00 – 18.00 Uhr

März 2007, 
Rathaus, Markt 1, 
Sitzungszimmer III

Schiedsstelle I
Dienstag 06. 03. 2007      14.00 – 16.00 Uhr

Schiedsstelle II
Dienstag 27. 03. 2007      16.00 – 18.00 Uhr

April 2007, 
Rathaus, Markt 1, 
Sitzungszimmer III

Schiedsstelle I
Dienstag 03. 04. 2007      14.00 – 16.00 Uhr

Schiedsstelle II
Dienstag 24. 04. 2007      16.00 – 18.00 Uhr

Mai 2007, 
Rathaus, Markt 1, 
Sitzungszimmer III

Schiedsstelle I
Dienstag 08. 05. 2007      14.00 – 16.00 Uhr

Schiedsstelle II
Dienstag 29. 05. 2007      16.00 – 18.00 Uhr

Juni 2007, 
Rathaus, Markt 1, 
Sitzungszimmer III

Schiedsstelle I
Dienstag 05. 06. 2007      14.00 – 16.00 Uhr

Schiedsstelle II
Dienstag 26. 06. 2007      16.00 – 18.00 Uhr

Juli 2007, 
Rathaus, Markt 1, 
Sitzungszimmer III

Schiedsstelle I
Dienstag 03. 07. 2007      14.00 – 16.00 Uhr

Schiedsstelle II
Dienstag 24. 07. 2007      16.00 – 18.00 Uhr

August 2006, 
Rathaus, Markt 1, 
Sitzungszimmer III

Schiedsstelle I 
Dienstag 07. 08. 2007      14.00 – 16.00 Uhr

Schiedsstelle II
Dienstag 28. 08. 2007      16.00 – 18.00 Uhr

September 2007, 
Rathaus, Markt 1, 
Sitzungszimmer III

Schiedsstelle I
Dienstag 04. 09. 2007      14.00 – 16.00 Uhr

Schiedsstelle II
Dienstag 25. 09. 2007      16.00 – 18.00 Uhr

Oktober 2007, 
Rathaus, Markt 1, 
Sitzungszimmer III

Schiedsstelle I
Dienstag 02. 10. 2007      14.00 – 16.00 Uhr

Schiedsstelle II
Dienstag 30. 10. 2007      16.00 – 18.00 Uhr

November 2007, 
Rathaus, Markt 1, 
Sitzungszimmer III

Schiedsstelle I
Dienstag 06. 11. 2007      14.00 – 16.00 Uhr

Schiedsstelle II
Dienstag 27. 11. 2007      16.00 – 18.00 Uhr

Dezember 2007, 
Rathaus, Markt 1, 
Sitzungszimmer III

Schiedsstelle I
Dienstag 04. 12. 2007      14.00 – 16.00 Uhr

Schiedsstelle II
Dienstag 11. 12. 2007      16.00 – 18.00 Uhr

Änderungen, sowie weitere Termine, werden im
Amtsblatt der Stadt Aschersleben veröffentlicht.

Aschersleben, den 25. 10. 2006

Michelmann
Oberbürgermeister Dienstsiegel

Bekanntmachung

Planfeststellungsverfahren für den ge-
planten Neubau der B 180n, OU Aschers-
leben, PA 1 B von Bau-km 0+600 bis zur
B 185 in der Gemarkung Aschersleben;
Landkreis Aschersleben-Staßfurt

1. Der o.g. Planfeststellungsbeschluss (einsch-
ließlich Rechtsbehelfsbelehrung) liegt mit ei-
ner Ausfertigung der festgestellten Planunter-
lagen in der Zeit

vom 20.11.2006 bis einschließlich
04.12.2006

in der Stadtverwaltung Aschersleben, Haus II, Ho-
he Straße 7, in der Abt. Stadtplanung, Zimmer
112, während der Dienststunden

Montag u. Mittwoch: 8.00 Uhr - 15.00 Uhr
Dienstag 8.00 Uhr - 16.00 Uhr
Donnerstag 8.00 Uhr - 12.00 Uhr

13.00 Uhr - 17.30 Uhr
Freitag 8.00 Uhr - 12.00 Uhr

zur allgemeinen Einsichtnahme aus.

2. Der Planfeststellungsbeschluss wurde den Be-
teiligten, über deren Stellungnahmen und Ein-
wendungen entschieden worden ist, zuge-
stellt.

3. Mit dem Ende der o.a. Auslegungsfrist gilt der
Planfeststellungsbeschluss (gemäß § 1 Abs. 1
Verwaltungsverfahrensgesetz des Landes
Sachsen-Anhalt i.V.m. § 74 Abs. 4 Verwal-
tungsverfahrensgesetz) auch den übrigen Be-
troffenen gegenüber als zugestellt.

Michelmann
Oberbürgermeister
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